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KNOWLEDGE2GO
Wissen zum Mitnehmen, das ist ein 
neuer Trend. Es geht um modernes 
Microlearning, also kleine Lernein-
heiten, die gezielt Lücken schließen 
oder Antworten liefern sollen. Die In-
halte bestehen aus kompaktem, leicht 
verständlichem und praxisrelevantem 
Fachwissen, das jederzeit und überall 
abrufbar ist. Der Trend entspricht den 
inhaltlichen Darstellungen auf moder-
nen Social Media-Portalen wie Insta-
gram oder TikTok. Hier sprechen uns 
Beiträge schnell und kurzfristig an. 
Die Präsentation ist möglichst bunt, 
musikuntermalt und medial wirksam. 
Wer von uns hat sich noch nicht ver-
sunken im Medium wiedergefunden, 
die aktuell angesehenen Clips haben 
eigentlich gar nichts mehr mit dem 
ursprünglich aufgerufenen Beitrag 
zu tun. Da diese Form der Medien-
nutzung derzeit allgemein üblich ist, 
geht unsere Erwartungshaltung in 
diese Richtung. Wir sind es also mehr 
und mehr gewohnt, Wissen quick und 
häppchenweise zu erwerben.

Praxiswissen ist unser höchstes Gut. In 
der Studienzeit mit viel Fleiß erworben, 
bedarf es viel Zeit, Erfahrung und Auf-
wand, das ehemals erworbene Wissen 
zu erhalten, auszubauen und zu aktu-
alisieren. Hier liegt eine der Aufgaben 
unserer Körperschaft Zahnärztekam- 
mer. Dem werden wir auf unterschied-
lichen Ebenen gerecht: Es gibt Fortbil-
dungen in unserer Fortbildungsakade-
mie in Kiel zu verschiedensten Themen, 
die unser wissenschaftlicher Beirat und 
unser Fortbildungsausschuss einmal 
im Jahr zusammentragen und be-
werten. So entsteht das aktuelle Pro-
gramm, das Ihnen mit dem Zahnärzte-
blatt 05/2026 zugeschickt worden ist. 

Auch unser Onlinekursangebot ha-
ben wir ausgebaut und versuchen, 
Ihnen eine attraktive Mischung aus 
unterschiedlichen Themenbereichen 
anzubieten. Hier liegt der Fokus auf 
etwas kürzeren Veranstaltungen, da 

wir alle festgestellt haben, dass eine 
Onlineteilnahme viel Konzentration 
und Aufmerksamkeit erfordert. In 
unserem Flächenland spart man so 
An- und Abfahrt, was zum Beispiel bei 
der familiären Situation unterstützen 
kann. Andererseits fehlen hierbei das 
soziale Miteinander und die gemein-
same Bewertung, die sich beim Be-
such unseres Instituts in Kiel ergeben. 

Wie auch immer, Sie haben die Wahl 
und können nach Ihren Prioritäten Ihre 
Favoriten auswählen. Unsere aktuelle 
Umfrage, an der erfreulich viele Kol-
leginnen und Kollegen teilgenommen 
haben, bestätigt unser aktuelles Kurs-
angebot und die Kurszeiten. Sie ha-
ben einen Verbesserungsvorschlag? 
Wir sind jederzeit dankbar für Ihre 
Meinung. 

Unsere 68. Sylter Woche haben wir 
Ende Mai erfolgreich abgeschlossen. 
899 Teilnehmende insgesamt haben 
auf der Insel und online unsere Vor-
träge und Seminare wahrgenommen. 
Gemeinsam mit der Dentalindustrie 
und unseren Referentinnen und Re-
ferenten haben wir wieder eine tolle 
Veranstaltung konzipiert. Sehr viele 
Kongressgäste haben uns mitgeteilt, 
dass sie sich bereits auf die nächste 
Sylter Woche zum Thema Endodontie 
freuen. Auch die 69. Sylter Woche fin-
det wieder in der Woche vor Pfings-
ten statt.

Unsere Gesellschaft wird älter, das gilt 
für unsere Patientinnen und Patienten, 
aber auch für die Zahnärzteschaft. 
Veränderte therapeutische Konzepte 
werden erforderlich, die an die neue 
Situation angepasst sind. Dies hat 
auch Einfluss auf die Inhalte unserer 
Fortbildungen.

Umgekehrt wünschen wir uns bei 
unseren Angeboten aber auch einen 
Generationenumbruch für die neue 
Generation unserer Zahnärztinnen 

und Zahnärzte. Hier sind wir auf der 
Suche und engagiert bei der Gestal-
tung neuer Ideen, um Fortbildungs-
inhalte und Fortbildungsrahmen in 
die Zukunft zu führen. Auch bei dieser 
Thematik freuen wir uns über einen 
nachhaltigen Input von Ihrer Seite. 
Obwohl TikTok-Sequenzen und Micro-
learning eine wirksame Unterstützung 
für uns sein können, wird es allein hier-
mit nicht klappen.

Ich freue mich auf Ihren nächsten Be-
such unserer Fortbildungsakademie 
in Kiel oder bei unseren Onlinefort-
bildungen.

// Dr. Andreas Sporbeck 
Vorstand Fort- und Weiterbildung
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K U R Z N A C H R I C H T E N

AUS DER KAMMER
P E R S O N A L W E C H S E L

Im Ressort Qualitätsmanagement gab 
es eine personelle Änderung: Seit dem 
1. April besetzt Zahnärztin Dr. phil. 
Silke Griemsmann den Posten in der 
Verwaltung und ersetzt die bisherige 
Mitarbeiterin Sahra Hüffmeier, die die 
Zahnärztekammer verlassen hat. Dr. 
Griemsmann verfügt über mehr als 
zwei Jahrzehnte Praxiserfahrung und 
war zuletzt als Projekt- und Transfor-
mationsreferentin am UKSH tätig.

G A P  2  E R F O L G R E I C H 
G E L A U F E N

Anfang Mai waren die ZFA-Auszubil-
denden zum zweiten Teil der gestreck-
ten Abschlussprüfung im schriftlichen 
Teil aufgerufen. Die Ergebnisse liegen 

inzwischen vor und machen Mut, da 
sie sich zum wiederholten Mal im so-
liden Bereich bewegen.

S C H U L S TA R T  I N  S C H L E S W I G - 
H O L S T E I N  –  Z A H N G E S U N D 
V O N  A N F A N G  A N

Der Schulstart für die Erstklässlerinnen 
und Erstklässler in Schleswig-Hol-
stein findet im Schuljahr 2026/27 am 
Mittwoch, den 19. August 2026, statt. 
Für viele Kinder beginnt damit ein auf-
regender neuer Lebensabschnitt, der 
mit großer Vorfreude, einer bunten 
Schultüte und vielen neuen Eindrücken 
verbunden ist. Damit der Schulstart 
nicht nur spannend, sondern auch ge- 
sund gelingt, hat die Zahnärztekam-
mer Schleswig-Holstein zwei Informa-
tionsflyer entwickelt. Sie geben Eltern 
wertvolle Anregungen für eine zahn-
gesunde Gestaltung des Schulalltags.

Der Flyer „Zahngesund in die Schule“ 
enthält Ideen für eine zahngesunde 
Schultüte und zeigt, dass kleine Ge-
schenke und gesunde Snacks eine 
gute Alternative zu zuckerhaltigen 
Süßigkeiten sein können. Ergänzend 
informiert der Flyer „Gesundes Früh-
stücksbrot“ über die Bedeutung einer 
ausgewogenen Pausenverpflegung. 
Ein gesundes Frühstück und eine ab-
wechslungsreiche Brotdose fördern 
Konzentration, Leistungsfähigkeit und 
die Zahngesundheit der Kinder.

Die Flyer eignen sich hervorragend zur 
Auslage in Zahnarztpraxen und unter-

stützen Eltern dabei, Kinder von Beginn 
an für eine zahngesunde Ernährung und 
Lebensweise zu sensibilisieren. Denn 
gesunde Gewohnheiten, die bereits im 
Kindesalter erlernt werden, begleiten 
die Kinder häufig ein Leben lang.

W E C H S E L  I N  D E R 
V E R B R A U C H E R Z E N T R A L E

Eine Ära geht zu Ende, nach 22 Jah-
ren ehrenamtlicher Tätigkeit für den 
Verbraucherschutz trat Hans-Peter Kü-
chenmeister, Pastpräsident der Zahn-
ärztekammer Schleswig-Holstein, nicht 
wieder zur Wahl des Verwaltungsrates 
der Verbraucherzentrale an. Seit 2024 
hatte er hier den Vorsitz.

Die Versammlung dankte Küchen-
meister herzlich und ernannte ihn ein-
stimmig zum Ehrenmitglied. Als neues 
Mitglied im Verwaltungsrat wird nun 
Dr. Claudia Stange aus dem Vorstand 
der Zahnärztekammer Beisitzerin. 
Neuer Vorsitzender wurde Prof. Dr. 
Frank Kempken aus dem biologischen 
Institut der Christian-Albrechts-Uni-
versität zu Kiel.

Beide Flyer können kostenlos bei 
der Kammer bestellt werden:

Melanie Metze 
Ressort Prävention 
Tel.: 0431 260926-70 
E-Mail: metze@zaek-sh.de

Dr. Silke Griemsmann

Dr. Claudia Stange, Hans-Peter Küchen-
meister (m.) und Prof. Dr. Frank Kempken (r.)

ein gesundes Frühstücksbrot  ist der Energielieferant für den Tag.Warum ist ein gesundes Frühstücksbrot so wichtig?

•   Bessere Konzentration: Ein ausgewogenes Frühstücksbrot  

hilft Ihren Kindern, sich in der Schule zu konzentrieren.

•  Gute Gewohnheiten: Je früher Kinder lernen, gesund zu essen, desto besser.

•   Gesundheit: Vermeiden Sie Übergewicht und fördern Sie  

eine ausgewogene Ernährung.
Kinder, aufgepasst! Was möchtet ihr als Frühstücksbrot?

•  Brot: Probiert Vollkornbrot für mehr Power!
•  Belag: Nehmt Putenbrust, Käse oder einen vegetarischen Aufstrich.

•  Frisches: Genießt knackige Gurken, Paprika, Möhren oder ein kleines Stück Obst.

•  Getränke: Trinkt Wasser oder ungesüßte Tees.Tipps für Eltern
•  Vielfalt ist wichtig! Unterschiedliche Farben und Geschmacksrichtungen 

sorgen für Abwechslung.• Vorbereitung am Abend spart Stress am Morgen.

• Beteiligen Sie Ihre Kinder bei der Auswahl und Zubereitung.

Und damit es auch den Zähnen Ihres Kindes gut geht: 

Denken Sie ans tägliche Zähneputzen  
mit fluoridhaltiger Zahncreme  
und den halbjährlichen Besuch  
in der Zahnarztpraxis.

GESUNDES  FRÜHSTÜCKSBROT
 in KiTa & Schule

Gemeinsam für  mehr Energie und Spaß im Alltag!Ihre Zahnarztpraxen in Schleswig-Holstein

Liebe Eltern,

Ihr Kind freut sich sicher schon seit Monaten auf den neuen spannenden 

Lebensabschnitt: die Schulzeit. Ranzen und Schultüte sind längst besorgt. 

Doch welche kleinen Geschenke gibt es zum ersten Schultag?

Hier kommen Anregungen für kleine Freuden und einen zugleich zahnge-

sunden Inhalt der Schultüte:

Obst, Nüsse, zuckerfreie Süßigkeiten,  

Spiele, Puzzle, Anspitzer, Kuscheltier, Geldbörse,  

Stifte, Seifenblasen, Schlüsselanhänger, „Sorgenfresser“,  

Sporthose, T-Shirt, Trinkflasche, Haarspangen,  

Milchzahndose, Zahnbürste 

 

Wir wünschen Ihrem Kind eine schöne Schulzeit!

Ihre Zahnärzte in Schleswig-Holstein

ZAHNGESUND
 in die Schule

Und damit es auch den Zähnen Ihres Kindes gut geht: 

Denken Sie ans tägliche Zähneputzen mit  

flouridhaltiger Zahncreme, den halbjährlichen  

Zahnarzt-Besuch, gesunde Snacks  

und eine zuckerarme Ernährung. 

mailto:metze@zaek-sh.de
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ENDLICH EINHEITLICHKEIT 
BEIM NOTFALLBEREITSCHAFTSDIENST
Seit fünf Monaten ist der zahnärztliche Notfallbereitschaftsdienst in Schleswig-
Holstein in einen Tag- und einen Nachtdienst aufgeteilt. Damit wurde die nächt-
liche Belastung für die Praxen deutlich reduziert, denn statt 30 sollen jetzt nur 
noch sechs Praxen nachts für unsere Patientinnen und Patienten ansprechbar 
sein; für die übrigen Praxen endet der Bereitschaftsdienst bereits um 20:00 
Uhr. Dies entspricht dem beschlossenen Antrag der Kammerversammlung vom 
9. November 2024.

Gleichzeitig wurde für die Patient- 
innen und Patienten die Website www.
zahnaerztlicher-notdienst-sh.de relaun-
ched, damit die zuständige Praxis 
schnell gefunden werden kann. Und 
die Auswirkungen sind, zumindest in 
der Zahnärztekammer, deutlich spür-
bar. So kommen merklich weniger Be-
schwerden über Nichterreichbarkeit 
des Notdienstes an. Da es bei der Ein-
gabe noch ein paar Unstimmigkeiten 
gab, hatte Dr. Claudia Stange als zu-
ständige Referentin des Vorstands 
die Einteilerinnen und Einteiler in die 
Zahnärztekammer eingeladen.

So waren in den letzten Wochen teil-
weise noch in einigen Bezirken meh-
rere Praxen zum Nacht-Bereitschafts-
dienst eingeteilt. Dies wird kurzfristig 
überprüft und korrigiert. Also schau-
en Sie unbedingt noch einmal in der 
Liste nach, ob sich für Ihre Praxis eine 
Änderung ergibt!

Da sich während des Abends eine 
Diskussion über die Anwesenheits-
zeit in der Praxis entspann, erinnerte 
Dr. Stange daran, dass es Wunsch der 
Kammerversammlung war, eine ein-
heitliche Zeit in ganz Schleswig-Hol-
stein einzurichten. Es wurde die Zeit 
von 10:00 bis 11:00 Uhr am Vormittag 
beschlossen. Diese Zeit sei so lange 
bindend, bis die Kammerversamm-
lung etwas anderes entscheide, so 
Dr. Stange.

Als weitere Neuerung gibt es ab dem 
1. Juli 2026 eine gemeinsame Not-
dienst-Rufnummer für ganz Schleswig- 

Holstein. Diese erkennt automatisch, 
welche Praxen Dienst haben, und liest 
diese nach Eingabe der Postleitzahl 
tagsüber für den Kreis bzw. nachts für 
den Bezirk vor.

Die wichtigsten Punkte zum Notfall-
bereitschaftsdienst haben wir noch 
einmal für Sie zusammengefasst. Bitte 
beachten Sie, dass die bindende Not-
fallbereitschaftsdienstliste immer die 
Liste ist, die auf der Website zu finden 
ist! Loggen Sie sich mit den bekannten 
Zugangsdaten ein und überprüfen Sie 
Ihren zugeteilten Dienst.

// Dr. Claudia Stange

•	 Der Notfallbereitschaftsdienst 
beginnt am Freitag bzw. am 
Vortag vor Feiertagen um 15:00 
Uhr. Der Tagdienst endet um 
20:00 Uhr.

•	 Die eingeteilte Praxis muss in 
der Zeit von 10:00 bis 11:00 Uhr 
in ihren Praxisräumen eine feste 
Sprechzeit durchführen.

•	 Außerhalb dieser Zeit muss die 
Praxis einen Bereitschaftsdienst 
vorhalten. Dies beinhaltet die 
Verpflichtung während dieser 
Zeit die Infrastruktur einzurich-
ten, die für einen zahnärztlichen 
Notfall benötigt wird.

•	 Es bestehen keine Kreisgrenzen 
für den Dienst, die Patientinnen 
und Patienten können entschei-
den, welche Praxis sie kontak-
tieren.

Ab sofort gibt es für Schleswig-
Holstein eine einheitliche Not-
dienst-Rufnummer, sie lautet 

0431 260926 969

Diese Rufnummer sollte ab sofort 
auf den Anrufbeantworter aller 
schleswig-holsteinischen Zahn-
arztpraxen aufgesprochen wer-
den, eine wöchentliche Bespre-
chung kann dadurch entfallen!

Die bisherigen lokalen Rufnum-
mern werden bis zum Jahresende 
noch über eine Rufweiterleitung 
genutzt werden können, danach 
werden diese abgeschaltet.

Website: www.zahnaerztlicher-
notdienst-sh.de

Bei Fragen: 0431 260926-10

http://www.zahnaerztlicher-notdienst-sh.de
http://www.zahnaerztlicher-notdienst-sh.de
http://www.zahnaerztlicher-notdienst-sh.de
http://www.zahnaerztlicher-notdienst-sh.de
http://www.zahnaerztlicher-notdienst-sh.de
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SCHÖNE UND GESUNDE ZÄHNE 
IN JEDEM ALTER
Dass die Dichte an Zahnärztinnen und Zahnärzten auf Deutschlands bekanntes-
ter Insel einmal im Jahr besonders hoch ist, hat einen triftigen Grund: Zum bereits 
68. Mal fand in der Zeit vom 18. bis zum 22. Mai die „Sylter Woche“ statt. 899 
Teilnehmerinnen und Teilnehmer aus ganz Deutschland, aber auch aus Däne-
mark, Österreich, der Schweiz und sogar aus Schweden, Norwegen und Italien 
waren dabei, darunter 119 Zahnmedizinische Fachangestellte. Online nutzten 
48 Zahnärztinnen und Zahnärzte das Angebot, die Tagung live zu verfolgen.

„Perfekte Zahnheilkunde für jedes 
Lebensalter!“ lautete das diesjährige 
Leitthema der Fortbildungstagung. 
Die neuesten Erkenntnisse vermittel-
ten dabei insgesamt 21 Referentinnen 
und Referenten in zahlreichen Vorträ-
gen und Seminaren. Zudem zeigten 61 
Dentalaussteller im Foyer des Congress 
Centrum Sylt ihre Innovationen auf.

Dr. Michael Brandt, Präsident der 
Zahnärztekammer Schleswig-Holstein, 
eröffnete die Sylter Woche am Montag-
nachmittag und begrüßte die Ehren-
gäste. Dazu zählten unter anderen Dr. 
Ralf Hausweiler (Vizepräsident der Bun-
deszahnärztekammer), Dr. Christian 
Öttl (Bundesvorsitzender des Freien 
Verbands Deutscher Zahnärzte), Peter 
Oleownik (Stellvertretender Vorstands- 
vorsitzender der Kassenzahnärztlichen 
Vereinigung Schleswig-Holstein) sowie 
als Gastgeberin die Bürgermeisterin 
der Gemeinde Sylt, Tina Haltermann.

Diese dankte der Zahnärztekammer 
Schleswig-Holstein für die langjähri-
ge Treue und das stetige Engagement. 
Schließlich sammle die Kammer schon 
seit 2008 mithilfe des jährlich stattfin-
denden Charity-Golfturniers Spenden 
zugunsten sozialer Zwecke auf Sylt. Mit 
der diesjährigen Spende in Höhe von 
6.800 Euro hat die Kammer über all 
die Zeit nun eine Gesamtsumme von 
mehr als 100.000 Euro zusammen-
gesammelt. In den bisherigen 18 Jah-
ren des Spendensammelns fand das 
Spendengeld seine Verwendung zum 
Beispiel für den Hilfsfond „Familien in 
Not“, speziell in diesem Jahr für ein 

Projekt, das allen Sylter Kindern das 
Schwimmenlernen ermöglichen soll.

Das zentrale Thema der Ansprachen 
am Eröffnungstag: Das geplante GKV-
Beitragssatzstabilisierungsgesetz,
aus dem massive Einsparungen im 
deutschen Gesundheitswesen zwecks 
Deckung der Krankenkassenbeiträge 
resultieren würden – und das unter an-
derem deutliche Einschnitte bei der 
kieferorthopädischen Versorgung vor- 
sieht. „Dieses Gesetz hat keinen Vor-
bildcharakter, der messbare Erfolge 
mit sich bringen würde“, monierte 
Dr. Ralf Hausweiler. „Reformen sind si-
cherlich notwendig – doch dies ist ein 
Irrweg, der die flächendeckende Pa-
tientenversorgung gefährdet.“ Mehr 
noch: „Sozialpolitisch verhängnisvoll“ 
sei es, dass die Regulierungen gera-
de im kieferorthopädischen Bereich 
viele Kinder und Jugendliche beträ-
fen. „Dieses Gesetz ist ein Angriff auf 

unseren Berufsstand. Wir werden alles 
daransetzen, die Planungen zu korri-
gieren“, unterstrich Dr. Hausweiler.

„Die deutschen Zahnärzte sind Präven-
tions-Weltmeister – und erhalten als 
Dank nun das Beitragssatzstabilisie-
rungsgesetz“, konstatierte Dr. Christian 
Öttl kopfschüttelnd und betonte: „Es 
ist auch bei diesem Punkt wichtig, 
stets mit einer Stimme zu sprechen.“ 
Auch Peter Oleownik kritisierte nach-
drücklich den sogenannten Fachzahn- 
arzt-Vorbehalt im geplanten Beitrags- 
satzstabilisierungsgesetz. Dieser be-
deute: Kieferorthopädische Behand-
lungen wie etwa Zahnspangen für Kin-
der dürften nur noch von zertifizierten 
Fachzahnärzten über die gesetzlichen 
Krankenkassen abgerechnet werden. 
Das würde etlichen Praxen die Exis-
tenzgrundlage entziehen und die Pa-
tientenversorgung gefährden. Auch in 
Schleswig-Holstein seien zahlreiche 
Zahnärztinnen und Zahnärzte ohne 
Fachzahnarzttitel betroffen.

Kritische Anmerkungen kennzeich-
neten auch den Eröffnungsvortrag 
von Dr. Michael Brandt. So stellte der 
Kammerpräsident unter anderem die 
Auffassung des schleswig-holsteini-

Über 100.000 Euro in 18 Jahren: Dr. Brandt überreiche Bürgermeisterin Haltermann den 
symbolischen Spendenscheck.
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schen Landesamtes für Arbeitsschutz, 
Soziales und Gesundheit infrage, dass 
die zahnärztliche Approbation für die 
Aufbereitung von Medizinprodukten 
nicht genüge. „Wie kann man uns 
Zahnärzten die Sachkenntnis ab-
sprechen, während wir gleichzeitig 
die rechtliche und fachliche Aufsicht 
über unser Personal führen, dem die 
Sachkenntnis nach Abschluss der Aus-
bildung zuerkannt wird? Das ist doch 
ein Schildbürgerstreich! Tatsächlich 
ist eine zusätzliche externe Zertifizie-
rung oder Fachkundeschulung für den 
approbierten Praxisinhaber weder 
gesetzlich gefordert noch inhaltlich 
begründet. Und in der Ausbildungs-
verordnung für Zahnmedizinische 
Fachangestellte ist die Aufbereitung 
von Medizinprodukten ein Kernbe-
standteil."

Traditionell fand am Montagnachmit-
tag der fachfremde Festvortrag statt. 
Prof. Dr. Metin Tolan aus Dortmund 
analysierte James Bond-Filme aus der 
Sicht der Physik. So erfuhr das Audi-
torium nicht nur, dass James Bond in 
Wattenscheid geboren wurde, son-
dern auch, wie der Spiralsprung mit-
tels Rampe über einen Fluss gelingen 
konnte. Auch die Geschwindigkeit, mit 
der der Stuntman über die Krokodile 
gelaufen sein musste, wurde berech-
net. Und die wichtigste Frage: „Warum 
trinkt James Bond seinen Martini ge-
schüttelt und nicht gerührt?“, wurde 
beleuchtet und anhand der Molekül-

größen von Geschmacksträgern und 
Alkohol beantwortet. Ein humorvoller 
und kurzweiliger Vortrag, der beim 
anschließenden Begrüßungsgetränk 
in der Dentalausstellung noch für Ge-
sprächsstoff sorgte.

Der Dienstag startete für die „frühen 
Vögel“ bereits um sieben Uhr mit Yoga 
am Strand. Über 30 Teilnehmerinnen 
und Teilnehmer begrüßten die Sonne 
bei bestem Wetter. Das Fortbildungs-
programm eröffnete Dr. Andreas 
Sporbeck, Fortbildungsreferent der 
Zahnärztekammer Schleswig-Holstein 
pünktlich um 9 Uhr. Er begrüßte als 
ersten Vortagenden Stefan Duschl aus 
Pocking auf der Bühne. Duschl refe-
rierte als Stress- und Ernährungsthera-
peut zum Thema „Einfluss von Ernäh-
rung auf die Zahn-, Parodontal- und 
Allgemeingesundheit“. Neben den 
bekannten Maßnahmen (Ballaststof-
fe erhöhen, Vollkornprodukte nutzen, 
Fleisch reduzieren) erklärte er die Ein-
flüsse von B-Vitaminen, Omega-3 und 
Bitterstoffen auf die Zahngesundheit 
und die Verbindung zu Bruxismus und 
Stresstherapie. 

Anschließend übernahm Prof. Dr. Dr. 
Greta Barbe aus Köln das Mikrofon. Ihr 
Thema: „Prävention und Parodontitis-
therapie im hohen Alter“. Durch höhe-
re Lebenserwartung und mehr eigene 
Zähne im hohen Alter steige der Pfle-
gebedarf. Durch Pflegebedürftigkeit 
verschlechtere sich die Mundhygiene. 

Als mögliche Versorgung stellte Bar-
be die verkürzte PAR-Strecke vor, die 
im Gegensatz zur bekannten PAR-
Richtlinie lediglich anzeigepflichtig 
und nicht genehmigungspflichtig sei. 
Hier würden die Evaluationen entfal-
len und die Therapie werde auf AIT, 
gegebenenfalls CPT und anschließen-
de UPT (c-f) reduziert. Diese Therapie 
zeige Wirkung, werde aber durch die 
eingeschränkte tägliche Mundhygie-
ne limitiert.

Der zweite Vortragsblock startete 
mit Dr. Eva Meierhöfer aus Nürnberg. 
„Mundschleimhautläsionen richtig 
deuten und ganzheitlich angehen“ war 
der Titel ihres Vortrags. „Die Zahnarzt-
praxis ist einer der wenigen Orte im 
medizinischen System, an dem Men-
schen regelmäßig gesehen werden, 
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Physiker Prof. Metin Tolan hielt den Gast-
vortrag.

Mundschleimhautläsionen war das Thema 
von Dr. Eva Meierhöfer.

Stefan Duschl erklärte den Einfluss von Er-
nährung auf die Zahngesundheit.

Prof. Greta Barbe widmete sich der Prä-
vention im hohen Alter.
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oft lange, bevor etwas entgleist“, so 
Dr. Meierhöfer. Daraus resultiere auch 
die Verantwortung für unsere Patien-
ten. Anhand von Herpes-Infektionen, 
Allergien und Schwellungen zeigte 
Meierhöfer auf, welche Ursachen zu-
grunde liegen könnten. Eine ganz-
heitliche Betrachtung heiße nicht, das 
Gefährliche zu übersehen, sondern im 
Fall des Falles den Patienten zur Ab-
klärung zu überweisen.

Prof. Dr. Sinan Şen rundete mit seinem 
Vortrag zur „Kieferorthopädie im Er-
wachsenenalter?“ den Vormittag ab. 
Als Folge der lebenslangen dentalen 
Kompensation trete der tertiäre Eng-
stand häufig gegen Ende des zweiten 
Lebensjahrzehnts im Unterkiefer-Front- 
zahngebiet auf. Die Weisheitszähne 
seien hier nur Co-Faktoren. Durch die 
verlangsamte Zahnbewegung  sei die 
Behandlungsdauer bei Erwachsenen 
oft vier bis zwölf Monate länger als 
bei Jugendlichen im Alter zwischen 
zehn und 14 Jahren. Zusätzlich beste-
he ein erhöhtes Risiko für sichtbaren 
Alveolarknochenverlust mit Auftreten 
schwarzer Dreiecke. Anhand von Fo-
todokumentationen seiner Fälle (ein-
schließlich seiner eigenen Behandlung) 
zeigte Şen die Möglichkeiten der Er-
wachsenenbehandlung mit beeindru-
ckenden Ergebnissen. Wichtig sei, die 
Aufklärung der Patienten und losge-
löst vom absoluten Perfektionismus 
das individuelle Optimum zu erreichen.

Dienstagnachmittag war der Teamvor-
trag angesetzt. Aber bedeutet TEAM 
wirklich „Toll ein anderer machts?“, so 
der Titel des Vortrages von Elke Schilling 
aus Langelsheim, oder doch eher 
„Teil einer außergewöhnlichen Mann-
schaft?“. Klare Anweisungen würden 
für klare Handlungen sorgen, durch 
sie würden Informationsverluste, Miss-
verständnisse, Fehler, Frustration und 
Konflikte vermieden. Man solle res-
pektvoll bleiben und Kritik sachlich 
formulieren, um Spannungsfelder zu 
vermeiden. Denn gute Teams würden 
ehrlich miteinander reden – auch über 
Probleme!

Nach dem langen Fortbildungstag 
hatten die Teilnehmenden eine Aus-
zeit verdient. In diesem Jahr gab es 
eine neue Location für den Team-Treff 
am Dienstagabend. Bei Freibier- und 
Softgetränken wurde im Alten Kursaal 
am Rathausplatz geklönt, getanzt und 
das eine oder andere Fischbrötchen 
verspeist.

Am Mittwochmorgen begrüßte Isabel 
Strachanowski, Kammervorstand Pra-
xispersonal, um neun Uhr erneut zum 
Teamvortrag: „Begeisternde Prophy-
laxe im Team!“, vorgestellt von Prof. 
Dr. Christian Graetz aus Kiel. Die beste 
Therapie scheitere ohne Team – die 
beste Prophylaxe entstehe im Team, 
so sein Credo. Neben der primären 
Prävention zur Gesunderhaltung der 

Zähne, sei die sekundäre Prävention, 
um Voraussetzungen für eine erfolg-
reiche PAR-Therapie zu schaffen und 
die tertiäre Prävention, um den Lang-
zeiterfolg zu sichern die Herausforde-
rung für das ganze Team. Sein Fazit: 
„Patientinnen und Patienten kommen 
wegen ihrer Zähne – sie bleiben we-
gen des Teams.“

Der zweite Teamvortrag beschäftigte 
sich mit dem Thema MIH, der Mola-
ren-Inzisiven-Hypomineralisation. 
Prof. Dr. Anahita Jablonski-Momeni 
aus Marburg machte sich auf die Su-
che nach der eierlegenden Wollmilch-
sau. Leider konnte auch sie diese nicht 
bieten. Aber ein Konzept, um mit der 
Erkrankung sinnvoll umzugehen. Je 
nach Schweregrad und Beschwerden 

Prof. Sinan Şen referierte über KFO im Er-
wachsenenalter.

Elke Schilling stellte die Wichtigkeit eines 
Teams hervor.

Auch Prof. Christian Graetz ist von guter 
Teamarbeit überzeugt.

Prof. Anahita Jablonski-Momeni ging auf 
MIH ein.
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der Patientinnen und Patienten gebe 
es präventive Maßnahmen wie Fluo-
ridierung und Pasten oder Versiege-
lung der empfindlichen Bereiche. Bei 
schwereren Fällen kämen temporäre 
Versorgungen, definitive Füllungen 
und indirekte restaurative Versorgun-
gen zum Einsatz und in einigen Fällen 
könne auch die Extraktion stark be-
fallender Sechsjahrmolaren mit kie-
ferorthopädischer Behandlung zum 
Erfolg führen. Funktion und Schmerz 
würden dabei im Fokus stehen, nicht 
die Defektgröße!

Dr. Elmar Ludwig aus Ulm hatte „Alte 
Menschen gut versorgen – ein Kon-
zept aus der Praxis für die Praxis“ 
zum Thema bekommen. Aufgrund 
der Komplexität wurde der Vortrag 
in zwei Teile geteilt. Zunächst ging es 
um Barrieren und Barrierefreiheit. Hier 
gab es Tipps zur Lagerung im Behand-
lungsstuhl, Ansprache von dementen 
Patientinnen und Patienten und zur 
Schulung des eigenen Teams. Aber 
auch Fallstricke, wie die Absicherung 
der Mitarbeitenden bei Hausbesu-
chen durch die Berufsgenossenschaft 
oder die Sicherheit der Behandlung 
in der Häuslichkeit wurden aufgezeigt 
und Lösungsstrategien angeboten.

Der zweite Teil drehte sich um die 
Möglichkeiten in der aufsuchenden 
Zahnmedizin. Dabei wurden Hilfsmit-
tel wie der Mundgesundheitsplan, 
der Pflegende Aufschluss über vor-
handene Prothesen und notwendige 

Mundhygienemaßnahmen informiert, 
vorgestellt. Weitergehende Informa-
tionen gibt es auf mund-pflege.net.

Zum Thema „Füllungsmaterialien – Be-
währtes und Neues“ betrat Prof. Dr. 
Falk Schwendicke das Podium. Auf-
grund des Minamata-Abkommens 
mit dem Ziel der weltweiten Reduktion 
von Quecksilberemissionen sei die 
Wahl des richtigen Füllungsmaterials 
verändert worden, die Anforderun-
gen an moderne Füllungsmaterialien 
(Stabilität, Randintegrität, Biofilmkon-
trolle und Fehlertoleranz) hingegen 
nicht. Prof. Schwendicke beleuchtete 
Bulkfill-Materialien, Glashybride und 
klassische Komposite und gab die 
Take-Home Message: „Die Zukunft der 
Zahnmedizin liegt in der funktionellen 
Integration und Regeneration von Ge-
webe, nicht im reinen mechanischen 
Defektersatz.“

Anschließend gab Prof. Dr. Nadine 
Schlüter aus Hannover „Tipps und Tricks 
damit die Zahnhalsfüllung hält“. Sie 
empfahl möglichst non-invasives Vor-
gehen mit Pasten, die zu Hause auf-
getragen werden können. Aber soll-
te doch eine Behandlung notwendig 
werden, dann möglichst minimalinva-
siv mit Desensitizer und fließfähigen 
Kompositen. Füllungstherapie erst 
dann, wenn die vorgenannten Mög-
lichkeiten nicht ausreichen würden.

Nach der Mittagspause war „Xerost-
omie, Wurzelkaries und Ernährung“ 
das Thema. Prof. Barbe zeigte in ihrem 
zweiten Vortrag die Problematik der 
zunehmenden Morbidität auf. Die 
Risikopotenzierung durch chronische 
Erkrankungen, Gebrechlichkeit, Medi-
kamenteneinnahme etc. führe zu einer 
deutlichen Verschlechterung der Mund-  
gesundheit und weiter zur Verschlech-
terung der allgemeinen Gesundheit. 
Daher seien frühes Screening und 
pragmatische Prävention entschei-
dend, um Eskalationen zu verhindern.

Abgerundet wurde der Mittwoch durch 
den Vortrag von Prof. Dr. Dominik 
Schulte aus Kiel zum Thema „Allge-
meinmedizin, Kritische Situationen 
altersgerecht“. Typische kritische Si-

Dr. Elmar Ludwig brachte ein Konzept aus 
der Praxis für die Praxis mit.

Prof. Falk Schwendicke stellte Füllungs-
materialien vor.

Wie man mit kritischen Situationen um-
geht, erläuterte Prof. Dominik Schulte.
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Prof. Nadine Schlüter gab Tipps zur Zahn-
halsfüllung.

http://mund-pflege.net
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tuationen der Kleinsten seien Fieber- 
krämpfe, Atemnot und allergische Reak- 
tionen. Hier müsse genau beobachtet 
werden, da Kinder lange kompensieren 
könnten und die Verschlechterung 
dann plötzlich hochakut eintreten 
könne. Im Jugendalter gebe es eher 
psychische Krisen, Ess-Störungen 
oder Alkohol- und Drogenintoxika-
tionen. In der Erwachsenenmedizin 
würden die Notfälle meist Herzinfarkt 
oder Schlaganfälle, Luftnot und Panik-
attacken betreffen. Mit zunehmendem 
Alter würden die Multimorbidität und 
die Verwirrtheit steigen. Grundprin-
zip für alle Altersgruppen: Ruhe be-
wahren, Vitalfunktionen sichern, Hilfe 
holen, einfache und klare Kommuni-
kation.

Wie im Flug war nun schon die halbe 
„Sylter Woche“ vorbei und der Don-
nerstag startete mit dem Vortrag von 
Prof. Dr. Hendrik Meyer-Lückel aus 
Bern. „Minimalinvasive Therapien von 
Jung bis Alt“ war ihm als Thema auf-
gegeben worden. Dafür waren 45 Mi-
nuten natürlich deutlich zu kurz. Daher 
startete Meyer-Lückel mit dem Thema 
Kariesinfiltration. Zunächst ging es um 
die Entstehung von Karies. Hier sei der 
Zuckerkonsum der Bösewicht, nicht 
das Bakterium. Daher bezeichnete der 
Referent Karies auch nicht als Infektion, 
sondern als ökologische Katastrophe. 
Klinische Daten würden inzwischen die 
gute Wirksamkeit der approximalen 

Kariesinfiltration belegen. Sie bilde 
eine Brücke zwischen noninvasiven 
und invasiven Maßnahmen und solle 
bei einer oberflächlichen Karies eher 
als eine frühe Kompositfüllung ange-
wendet werden.

Es ging direkt weiter mit dem zweiten 
Vortrag von Prof. Falk Schwendicke. 
Diesmal mit einem Thema, das ihm nä-
her lag: „Kons und KI – wo geht es hin?“ 
Er zeigte, dass die digitale Röntgenaus-
wertung bereits gut funktioniere. Die 
Sensitivität sei doppelt so hoch, wie bei 
menschlicher Auswertung. Allerdings 
sei die Diagnostik kein technischer Akt, 
da die Befunde im Gesamtkontext der 
Patientengeschichte eingeordnet wer-
den müssten. Die Qualität einer KI kön-
ne nur so gut sein, wie die Standards, 
mit denen sie trainiert worden sei. Sie 
funktioniere am besten in stabilen, 
gut situierten Situationen, habe aber 
Schwierigkeiten mit sich verändern-
den, unklaren Situationen. Wichtig: 
Menschen müssten intelligenter wer-
den, denn nur so könnten sie von in-
telligenter Technik profitieren!

Nach dem anschließenden standes-
politischen Forum der Kassenzahn-
ärztlichen Vereinigung folgte am 
Nachmittag der Vortrag von Dr. Josef 
Diemer aus Meckenbeuren zum The-
ma „Aligner in der interdisziplinären 
Zahnmedizin“. KFO trifft Ästhetik, 
Funktion/Okklusion und zahnärztliche 

Schlafmedizin. Er wies darauf hin, dass 
jede kieferorthopädische Korrektur 
die Auswirkungen auf die Atemwege 
berücksichtigen sollte und erklärte 
den Zusammenhang zwischen At-
mung, Schnarchen und Schlafapnoe. 
Mittels Alignertechnik, die inzwischen 
eine Schlüsselrolle in der minimalin-
vasiven restaurativen Zahnmedizin 
spiele, sei es endlich möglich, die 
Kieferorthopädie heute in jede Praxis 
zu integrieren. Natürlich mit der ent-
sprechenden Aus- und Weiterbildung.

Und schon war Freitagmorgen. Der 
letzte Vormittag der „Sylter Woche“ 
wurde von Prof. Dr. Maximiliane Schlenz 
eröffnet. Digitalisierung ist bekannter-
maßen ihr Steckenpferd und war auch 
in diesem Vortrag das Thema. Die Ge-
nauigkeit im Rahmen der Abformung, 
Möglichkeiten und Limitationen und 
schließlich die digitale Bissnahme 
stellte Prof. Schlenz in 45 hochinteres-
santen Minuten dem Auditorium vor. 
Schwierigkeiten stelle in der digitalen 
Erfassung immer noch die transversa-
le Distanz zwischen den Molaren dar. 
Wichtig sei die konsequente Scanrich-
tung, Sie empfahl den Scan der Kauflä-
chen, anschließend der Innenflächen 
und abschließend der Außenflächen. 
Starten sollte man immer auf der Seite 
der Präparation und die Möglichkei-
ten der KI nutzen, z. B. im Rahmen der 
Präparationsanalyse.
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Prof. Hendrik Meyer-Lückel befasste sich 
mit Kariesinfiltration. Dr. Josef Diemer machte Aligner zum Thema.

Prof. Maximiliane Schlenz brachte allen die 
Digitalisierung in der Praxis nahe.



11 06 |  2026  Z A HN Ä R Z TEBL AT T   

S C H L E S W I G - H O L S T E I N

Prof. Dr. David Sonntag übernahm das 
Podium und stellte perfekte „Endodon- 
tie in jedem Lebensalter“ vor. Im Laufe 
des Lebens würden sich die Grundprin-
zipien der endodontischen Behand- 
lung nicht verändern. Die biologische 
Heilungsfähigkeit der Pulpa nehme ab 
und Grunderkrankungen und dentale 
Vorschädigungen würden zunehmen. 
Gleichzeitig erhöhe sich die Dentin-
härte und die Elastizität nehme ab. 
Dies führe zu veränderten technischen 
Schwierigkeiten. Anhand von Beispie-
len gab Sonntag Einblicke in seine täg-
liche Arbeit und viele Tipps und Tricks 
für den eigenen Praxisalltag.

Der letzte Vortrag der 68. „Sylter Wo-
che“ sollte einen praktischen Einstieg 
in KI-Technologien für moderne Zahn-
arztpraxen aufzeigen. Prof. Dr. Rüdiger 
Buchkremer aus Düsseldorf referierte 
zum „Thema ChatGPT & Co. – Ausbli-
cke für die zahnmedizinische Praxis“. 

Er zeigte auf, wie KI den Praxisalltag 
erleichtern könne, natürlich nur mit 
dem Einverständnis des Patienten. 
Patientenedukation, Terminmanage-
ment und administrative Prozesse 
würden unterstützt werden und wür-
den die Arzt-Patienten-Interaktion 
verbessern. So könne ein Chatbot auf 
der Praxiswebseite Patientenanfragen 
strukturieren und passende Termin-
arten vorschlagen, Aufklärungstexte 
könnten vereinfacht oder übersetzt 

und Befunde in laienverständlicher 
Form zusammengefasst werden.

Ein interessantes und abwechslungs-
reiches Fortbildungsprogramm war 
beendet. Abgerundet wurden die 
Hauptvorträge von 32 Seminaren 
und 3 Notfallkursen, die parallel zum 
Hauptprogramm durchgeführt wur-
den und einige Themenbereiche ver-
tieften, aber auch Themen wie Stress-

bewältigung, GOZ-Abrechnung oder 
Yoga als kleine Praxisauszeit enthiel-
ten.

Dr. Andreas Sporbeck dankte dem 
Organisationsteam und Imke Berg-
mann von der Zahnärztekammer, die 
den Kongress wieder einmal störungs-
frei und professionell durchgeführt 
hatten. Außerdem ging natürlich ein 
großer Dank an den Fortbildungsaus-
schuss der Zahnärztekammer Schles-
wig-Holstein, der das Programm auf- 
gestellt hatten. Und auch für das 
nächste Jahr hatten Dr. Sporbeck und 
sein Team wieder ein spannendes Pro-
gramm aufgestellt, das Thema 2027 
wird Endodontie sein und vom 10. bis 
zum 14. Mai stattfinden.

Zu den Klängen von Westerland von 
der Band „Die Ärzte“ leerte sich der 
große Saal des Kongresszentrums. Die 
Teilnehmenden waren sich einig, die 
„Sylter Woche“ war wieder einmal eine 
Reise wert.

// Dr. Claudia Stange
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Prof. David Sonntag erläuterte perfekte 
Endodontie.

KI-Forscher Prof. Rüdiger Buchkremer 
blickte auf die technologische Praxis.
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D I A L O G  M I T  D E R  S E L B S T V E R W A L T U N G

WIRTSCHAFTSMINISTER MADSEN 
ZU GAST IN ZAHNÄRZTEKAMMER UND  
VERSORGUNGSWERK
Wirtschaftsminister Claus Ruhe 
Madsen besuchte die Zahnärztekam-
mer Schleswig Holstein sowie das 
Versorgungswerk der Zahnärztekam-
mer Schleswig-Holstein, um sich über 
die Strukturen der zahnärztlichen 
Selbstverwaltung, die wirtschaftli-
che Bedeutung der Zahnärzteschaft 
und die Herausforderungen der ge-
planten Gesundheitsreform auszu-
tauschen. Das Treffen diente dem 
persönlichen Kennenlernen und der 
Vertiefung des Dialogs zwischen 
Politik und Berufsstand.

Z A H N Ä R Z T E K A M M E R 
U N D  V E R S O R G U N G S W E R K : 
Z W E I  T R A G E N D E  S Ä U L E N

Dr. Michael Brandt, Präsident der 
Zahnärztekammer Schleswig Holstein, 
sowie Dr. Antonia Baitz, Vorsitzende 
des Aufsichtsausschusses des Versor-
gungswerks, begrüßten den Minister 
im Fortbildungsinstitut der Zahnärzte-
kammer, um ihm auch optisch einen 

Eindruck über die Leistungen der 
Selbstverwaltung zu vermitteln.

Beide erläuterten die Aufgaben, 
Strukturen und Verantwortlichkeiten 
ihrer Einrichtungen und gaben dem 
Minister einen kompakten Überblick 
über die Bedeutung der zahnärztli-
chen Selbstverwaltung im Land.

Dr. Brandt betonte die Rolle der Kam-
mer als Selbstverwaltung und zugleich 
Körperschaft des öffentlichen Rechts, 
die die staatlich übertragenen Aufga-

ben verlässlich wahrnehme. Darüber 
hinaus sorge sie mit Ihrem Fortbil-
dungsangebot dafür, dass die Pra-
xen für ihre Patienten stets auf dem 
aktuellen Wissenschaftsstand seien. 
Nicht mehr aktuell sei die Vergütung 
bei einem seit 38 Jahren unveränder-
tem Punktwert in der privaten Ge-
bührenordnung. Zudem hob er die 
besondere Rolle der ehrenamtlichen 
Selbstverwaltung hervor.

Dr. Baitz stellte die wirtschaftliche und 
soziale Bedeutung des Versorgungs-
werks heraus. Dieses gewährleiste:
•	 eine verlässliche Alters , Berufsun-

fähigkeits und Hinterbliebenenver-
sorgung ganz ohne staatliche Zu-
schüsse aus Steuergeldern

•	 generationenübergreifende, nach-
haltige Kapitalanlage,

•	 wirtschaftliche Stabilität für die ge-
samte Berufsgruppe, gerade auch 
unter den aktuellen Herausforde-
rungen auf den Kapitalmärkten.

Minister Madsen zeigte sich beein-
druckt von der Solidität und Pro-
fessionalität der berufsständischen 
Versorgungseinrichtung sowie ihrer 
Bedeutung für die regionale Finanz-
kraft.

G E S U N D H E I T S R E F O R M : 
E R W A R T U N G E N  D E R 
Z A H N Ä R Z T E S C H A F T

Ein Schwerpunkt des Gesprächs waren 
die möglichen wirtschaftlichen Konse-
quenzen der geplanten Gesundheits-
reform des Bundes. Die Vertreter der 
Zahnärztekammer betonten, dass Re- 
formen folgende Besonderheiten der 
zahnärztlichen Versorgung berück-
sichtigen müssten:
•	 präventionsorientierte Ausrichtung 

des Berufsstands,
•	 mittelständische Praxisstrukturen,
•	 Stärkung der der wohnortnahen 

Versorgung,
•	 Abbau von, zumindest aber Vermei-

dung zusätzlicher Bürokratie,
•	 Erhalt der freiberuflichen Tätigkeit.

Madsen unterstrich, dass wirtschaftli-
che Rahmenbedingungen und Versor-
gungssicherheit zusammengehören 
würden und Reformen die Praxisstruk-
turen nicht schwächen dürften.

Schleswig-Holsteins Wirtschaftsminister Claus Rune Madsen machte sich ein Bild über 
die Strukturen der zahnärztlichen Selbstverwaltung.
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D I A L O G  M I T  D E R  S E L B S T V E R W A L T U N G

Z A H N Ä R Z T E S C H A F T  A L S 
W I R T S C H A F T S S TA R K E R 
M I T T E L S TA N D

Mit über 1.500 selbstständigen Zahn-
ärztinnen und Zahnärzten, mit durch-
schnittlich sieben Angestellten so-
wie kontinuierlichen Investitionen in 
moderne Infrastruktur ist die Zahn-
ärzteschaft ein bedeutender Teil des 
regionalen Mittelstands. Zahnarztpra-
xen sind stabile Arbeitgeber, Innova-

tionsmotoren und wichtige Partner für 
lokale Dienstleister und Handwerks-
betriebe.

Das Versorgungswerk ergänzt diese 
Rolle, indem es langfristig Kapital in 
der Region bindet und damit indirekt 
die lokale Wirtschaft stärkt. Zudem 
stellt es eine staatsunabhängige Al-
tersvorsorge sicher, ohne den Steuer-
zahler zu belasten.

A U S B L I C K

Beide Seiten bewerteten das Treffen als 
gelungenen Auftakt für einen vertief-
ten Austausch. Vereinbart wurde, die 
Gespräche insbesondere zu den wirt-
schaftlichen Auswirkungen der Gesund- 
heitsreform und zur Sicherung der Ver- 
sorgung im ländlichen Raum fortzu-
führen. Ein wesentlicher Schwerpunkt 
wird auch der Bürokratieabbau sein.

// Dr. Antonia Baitz

MADSEN MACHT MUNTER – 
MINISTER ZU GAST BEIM FREIEN VERBAND
Im Anschluss an seinen Besuch bei Kammer und Versorgungswerk ließ es sich Wirt-
schaftsminister Claus Ruhe Madsen (CDU) nicht nehmen, der Mitgliederversamm-
lung der Bezirksgruppe Mitte des Freien Verbandes Rede und Antwort zu stehen. 
Nach der Begrüßung durch die Bezirksgruppenvorsitzende Dr. Antonia Baitz 
gab der Minister in seiner launigen Art und Weise Einblicke in seine Arbeit in 
einer nicht ganz einfachen Koalition mit Bündnis 90/Grüne – immer wieder garniert 
mit Anekdoten und dem Hinweis: „So machen es unsere dänischen Nachbarn“.  

Für die Anwesenden des Abends stan-
den thematisch vor allem praktische 
Alltagsprobleme mit Behörden im Vor- 
dergrund. „Schön, wenn die Stadt Kiel 
Anwohner-Parkplätze ausweist“, erklär- 
te ein Kollege mit Praxissitz am Schre-
venpark. „Schlecht, wenn dabei meine 
Praxis vergessen wird und die Mitar-
beiterinnen keinen Parkplatz mehr fin-
den.“ Dass es auf dem „flachen Land“ 
nicht besser laufe, beschrieb ein Kol-
lege aus Wesselburen, wo die Erweite-
rung der Praxis um ein Behandlungs-
zimmer zur Folge gehabt habe, dass 
fünf neue Parkplätze nachgewiesen 
werden mussten. Dauerbrenner: Das 
„Beauftragten-Unwesen“ und immer 
wieder neue Dokumentationspflich-
ten und anlasslose Praxisbegehun-
gen. Der Minister betonte, er setze 
auf mehr Vertrauen in die Bürger 
und weniger Kontrolle. Es sei richtig, 
schwarze Schafe zu bestrafen, man 
dürfe aber nicht jeden unter Gene-
ralverdacht stellen. Ein großer Schritt 
nach vorn sei zu erwarten, wenn durch 

die Digitalisierung endlich ein effek-
tiver Datenaustausch zwischen den 
Behörden möglich werde. Auch hier 
könne man von Dänemark lernen. 

„Die zahnärztliche Versorgung in 
Schleswig-Holstein ist gesichert“, er-
klärte der KZV-Vorstandsvorsitzende 
Dr. Michael Diercks. Allerdings gebe 
es eine bedenkliche Tendenz zum 
„Rückzug aus der Fläche“. Investoren-
getragene zahnmedizinische Versor-
gungszentren würden diesen Trend 
noch verstärken, weil sie bevorzugt in 
größeren Städten oder deren Speck-
gürteln gegründet würden. Wenn 
man junge Zahnärztinnen und Zahn-
ärzte motivieren wolle, „aufs Land“ zu 
gehen und sich dort selbstständig zu 
machen, bräuchten sie nicht nur ein 
attraktives Umfeld für die Niederlas-
sung, sondern auch für das private, 
gesellschaftliche Leben wie Schule, 
Kindergarten, Einzelhandel, ÖPNV – 
hier sei die Politik gefordert. 

Die besondere Situation von Freiberuf-
lern sei ihm bewusst, erwiderte Madsen. 
„Du darfst nicht selbst das Produkt 
sein“, sagte er mit Hinweis auf seine 
Vorgeschichte als Möbel-Einzelhänd-
ler. Das sei bei Zahnärzten natürlich 
grundsätzlich anders. Die Möglich-
keiten der Politik seien aber begrenzt, 
sie könne nur Rahmenbedingungen 
schaffen. Die Bürgerinnen und Bürger 
müssten sich selbst dafür einsetzen, 
dass die Schule im Dorf bleibt. Und 
sie hätten es selbst in der Hand, ob 
es „Leben“ im Dorf gebe: „Früher gab 
es die Dorfkneipe, heute gibt es Net-
flix.“ Er sehe aber Anzeichen für eine 
Umkehr des Trends zur Urbanisierung, 
auch weil die Digitalisierung immer 
mehr Homeoffice ermögliche.

Am Ende der munteren Diskussion 
widersprach der Minister noch Be-
fürchtungen, durch die Verleihung der 
deutschen Staatsbürgerschaft könne 
auch er zum „Bedenkenträger“ wer-
den und verabschiedete sich mit dem 
Versprechen, bei konkreten Problemen 
direkt ansprechbar zu sein. Das dürfe 
allerdings nicht nach dem Motto laufen: 
„Es ist alles so schlimm, mach mal was!“, 
sondern: „Was läuft falsch und warum? 
Wie kann man es besser machen?“

// Dr. Joachim Hüttmann
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INTERNET-AU OHNE ARZTKONTAKT –
FRISTLOSE KÜNDIGUNG
Das Landesarbeitsgericht (LAG) Hamm 
hatte über die außerordentliche, frist-
lose Kündigung eines Arbeitnehmers 
(AN) zu entscheiden, der eine im Inter-
net ohne jeglichen Arztkontakt erwor-
bene Arbeitsunfähigkeitsbescheini-
gung (AU-Bescheinigung) bei seinem 
Arbeitgeber (AG) eingereicht hatte. 
Das LAG erklärte die Kündigung im 
Gegensatz zur erstinstanzlichen Ent-
scheidung des Arbeitsgerichts Dort-
mund für wirksam.

D E R  F A L L

Der klagende AN war bei dem be-
klagten AG seit 2018 zunächst als 
Trainee und sodann als IT-Consultant 
beschäftigt. Der AN meldete sich bei 
dem AG vom 19.08. bis 23.08.2024 
als arbeitsunfähig erkrankt. Auf der 
Website „www.XXX.com“ erwarb er 
kostenpflichtig eine Bescheinigung 
über eine Arbeitsunfähigkeit (AU). Er 
füllte über die Website einen Frage-
bogen mit vorgegebenen Antwort-
möglichkeiten aus. Abgefragt wurden 
Symptome, Fieber, ausgeübte Tätig-

keit, Intensität der Anstrengung der 
Arbeit und Fragen zu einer verzöger-
ten Genesung.

Der AN gab seine Tätigkeit als Infor-
matiker sowie Symptome von Unwohl-
sein, trockener Husten, Gliederweh 
und Rückenweh an. Die Anstrengung 
wurde mit mittel bezeichnet. Der AN 
nahm folgende Medikamente ein: 
Keltican, Ibuflam 800 mg, Lumbagil, 
Prospan, Aspirin Complex. Ein Kontakt 
mit einem Arzt fand im Zusammen-
hang mit der Erstellung der Beschei-
nigung der AU nicht statt; weder per-
sönlich noch telefonisch noch digital.

Einige Stunden nach Ausfüllen des 
Fragebogens erhielt der AN eine Be-
scheinigung über eine AU übersandt. 
Diese Bescheinigung entsprach op-
tisch weitestgehend dem Vordruck, 
der vor Einführung der elektronischen 
AU-Bescheinigung als Muster 1b 
(1.2018) als Ausfertigung zur Vorlage 
beim Arbeitgeber durch die Kassen-
ärztliche Bundesvereinigung für die 
AU-Bescheinigungen in Papierform 

vorgesehen war. Die auf den Namen 
des AN und unter Nennung von Ad-
resse, Geburtsdatum und gesetzlicher 
Krankenkasse ausgestellte Beschei-
nigung vom 21.08.2024 enthielt die 
Angaben, dass es sich um eine Erst-
bescheinigung handele, der Kläger 
seit dem 19.08.2024 arbeitsunfähig 
sei, und weist unter dem Feld „Arzt-
Nr.“ die Bezeichnung „Privatarzt“ aus. 
Ferner findet sich folgende Angabe: 
„voraussichtlich arbeitsunfähig auf-
grund Fernuntersuchung nur mittels 
Fragebogen bis 23.08.2024, festge-
stellt am 21.08.2024“.

Auf der Website, auf der der Kläger die 
Bescheinigung kostenpflichtig erwarb, 
wurde ein „AU-Schein ohne Gespräch“ 
und ein „AU-Schein mit Gespräch“ an-
geboten, wobei die Bescheinigung 
mit Gespräch mit höheren Kosten ver-
bunden war als eine Bescheinigung 
ohne Gespräch. Hinter der Auswahl-
möglichkeit eines „AU-Scheins ohne 
Gespräch“ findet sich ein Stern, der 
auf einen Hinweistext verweist. Dieser 
Hinweis auf der Website lautete: 

http://www.XXX.com
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„*Krankschreibung mit Arztgespräch 
gültig mit Geld-zurück-Garantie, falls 
Deine AU nicht sofort akzeptiert wird. 
Wir zahlen Dir sogar 100% Deines 
Lohns, falls er verweigert wird. Beim 
AU-Schein OHNE Arztgespräch soll-
test Du Deinen Arbeitgeber sofort um 
Akzeptanz der AU bitten, insb. wenn er 
misstrauisch ist. … 

Die zugelassenen Ärzte für die gültige 
AU OHNE Arztgespräch sind zudem 
international und nur online tätig, so 
dass sie weder Praxissitz noch Zulas-
sung in Deinem Land benötigen. Das 
könnte misstrauische Arbeitgeber bei 
Nachforschungen irritieren, da diese 
Ärzte nur im Ausland und somit nicht 
bei einer deutschen Ärztekammer re-
gistriert sind. Auf der AU steht daher 
unter dem Arztnamen statt der Ad-
resse in Pakistan nur: „Privatarzt per 
Telemedizin“ sowie dessen deutsche 
WhatsApp-Nr. und deutsche Email 
Adresse.“ 

Diese Bescheinigung vom 21.08.2024 
reichte der Kläger bei der Beklagten 
zum Nachweis seiner AU ein, indem 
er sie in das unternehmensinterne 
System hochlud. Hierüber erhielt er 
die Systemmeldung „approved“ als 
Eingangsbestätigung. Im weiteren 
Verlauf informierte die „Abteilung Ab-
wesenheiten“ die Personalabteilung 
darüber, dass es sich bei der AU-Be-
scheinigung des Klägers gegebe-
nenfalls um eine Fälschung handeln 
könnte. Die „Abteilung Abwesenhei-
ten“ hatte zuvor geprüft, ob es sich um 
einen Arzt handelte, und hatte erfolg-
los versucht, über den elektronischen 
Datenaustausch mit der Krankenkasse 
etwaige elektronische AU-Bescheini-
gungen abzurufen. Diese lagen nicht 
vor. Daraufhin kündigte der AG das 
Arbeitsverhältnis mit dem AN außer-
ordentlich fristlos, hilfsweise ordent-
lich zum nächstmöglichen Termin.

D I E  E N T S C H E I D U N G

Hiergegen ging der AN gerichtlich vor 
und legte Kündigungsschutzklage vor 
dem Arbeitsgericht Dortmund ein, 

welches zugunsten AN urteilte und 
der Klage stattgab. Hiermit war der 
AG nicht einverstanden und legte Be-
rufung bei dem Landesarbeitsgericht 
Hamm ein. Das Landesarbeitsgericht 
gab dem AG Recht und entschied, 
dass das Arbeitsverhältnis durch die 
außerordentliche fristlose Kündigung 
aufgelöst worden sei. Für das LAG 
waren hierfür folgende Gründe aus-
schlaggebend:

W I C H T I G E R  G R U N D

Die Kündigung beruht auf einem wich-
tigen Grund gemäß § 626 Abs. 1 BGB. 
Danach kann das Arbeitsverhältnis aus 
wichtigem Grund ohne Einhaltung 
einer Kündigungsfrist gekündigt wer-
den, wenn Tatsachen vorliegen, auf-
grund derer dem Kündigenden unter 
Berücksichtigung aller Umstände des 
Einzelfalls und unter Abwägung der 
Interessen beider Vertragsteile die 
Fortsetzung des Arbeitsverhältnis-
ses selbst bis zum Ablauf der Kündi-
gungsfrist nicht zugemutet werden 
kann.

Durch die Vorlage der Bescheinigung 
vom 21.08.2024 zum Nachweis seiner 
AU suggerierte der AN dem AG be-
wusst wahrheitswidrig, es habe zur 
Feststellung der AU ein Kontakt mit 
einem Arzt stattgefunden. Dies stellt 
eine Verletzung seiner arbeitsvertrag-
lichen Rücksichtnahmepflicht dar, die 
aufgrund des damit verbundenen Ver-
trauensbruches als „an sich“ wichtiger 
Grund nach § 626 Abs. 1 BGB geeig-
net ist. Ob der AN tatsächlich arbeits-
unfähig war oder davon ausging, tat-
sächlich arbeitsunfähig zu sein, war 
insoweit unerheblich.

Die Bescheinigung erweckte für einen 
unbefangenen Dritten den Eindruck, 
es handele sich um eine ärztliche Be-
scheinigung, die aufgrund eines ärzt-
lichen Kontakts zustande gekommen 
sei. Die Verwendung der Begrifflich-
keit „Fernuntersuchung“ sprach für 
eine Anamnese, die ohne gleichzeiti-
ge körperliche Präsenz von Arzt und 
Patient, jedoch im Wege einer Kom-

munikation mit einem Arzt erfolgt ist. 
Dem steht auch nicht entgegen, dass 
die Bescheinigung den Zusatz „nur 
mittels Fragebogen“ enthält. Dieser 
Zusatz weist lediglich auf die Methode 
der Befunderhebung hin. Er hebt den 
durch den Begriff „Fernuntersuchung“ 
erweckten Eindruck eines ärztlichen 
Kontakts jedoch nicht auf.

Auch das äußere Erscheinungsbild 
der Bescheinigung verstärkte die 
Annahme eines ärztlichen Kontakts. 
Dieses entspricht weitestgehend dem 
Vordruck, der vor Einführung der elek-
tronischen 

AU-Bescheinigung als Muster 1b (1.2018) 
als Ausfertigung zur Vorlage beim Ar-
beitgeber durch die Kassenärztliche 
Bundesvereinigung für die AU-Be-
scheinigungen in Papierform vorge-
sehen war („gelber Schein“).

Dadurch wurde gleichsam der Ein-
druck erweckt, die AU-Bescheinigung 
sei ordnungsgemäß nach dem allge-
mein anerkannten Stand der medi-
zinischen Erkenntnisse gemäß der 
AU-Richtlinie zustande gekommen. 
Danach darf die Feststellung der AU 
nur auf Grund einer ärztlichen Unter-
suchung erfolgen. Diese erfolgt un-
mittelbar persönlich oder mittelbar 
persönlich im Rahmen einer Video-
sprechstunde oder nach telefonischer 
Anamnese.

Eine ärztliche Untersuchung im Sinne 
der AU-Richtlinie lag hier jedoch man-
gels unmittelbaren oder mittelbaren 
persönlichen Kontakts des AN mit 
einem Arzt nicht vor. 

Dem AN war auch bewusst, dass kein 
ärztlicher Kontakt stattgefunden hat, 
ein solcher Eindruck aber durch die 
vorgelegte Bescheinigung bei dem 
AG erweckt wird. Ihm war bekannt, 
dass entgegen des Inhalts der Be-
scheinigung keine ärztliche Unter-
suchung stattgefunden hat. Zudem 
wurde ihm durch die Hinweise auf der 
Website unmissverständlich vor Au-
gen geführt, dass es sich um eine ge-
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gen Gebühr erworbene AU-Beschei-
nigung handelt, die nicht nach den 
allgemeinen medizinischen Grundre-
geln zustande gekommen war. 

Damit hatte sich der AN eine AU-Be-
scheinigung erschlichen. Dieses Ver-
halten war geeignet, einen wichtigen 
Grund iSd. § 626 Abs. 1 BGB darzu-
stellen.

V E R H Ä LT N I S M Ä S S I G K E I T

Die außerordentliche Kündigung war 
auch verhältnismäßig. Dem AG war 
die Fortsetzung des Arbeitsverhältnis-
ses unter Berücksichtigung der kon-
kreten Umstände des Falls und unter 
Abwägung der Interessen beider Ver-
tragsteile – jedenfalls bis zum Ablauf 
der Kündigungsfrist – nicht zumutbar. 

Der AG war nicht gehalten, als milderes 
Mittel eine Abmahnung auszuspre-
chen. Ordentliche und außerordent-
liche Kündigungen wegen einer 
Vertragspflichtverletzung setzen regel- 
mäßig eine Abmahnung voraus. Einer 
solchen bedarf es nach Maßgabe des 
Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes nur 
dann nicht, 
•	 wenn bereits ex ante erkennbar 

ist, dass eine Verhaltensänderung 
in Zukunft auch nach einer Abmah-
nung nicht zu erwarten steht, oder 

•	 es sich um eine so schwere Pflicht-
verletzung handelt, dass selbst de-
ren erstmalige Hinnahme dem AG 
nach objektiven Maßstäben unzu-
mutbar und damit offensichtlich – 
auch für den AN erkennbar – aus-
geschlossen ist.

Liegt nur eine dieser Fallgruppen vor, 
kann Ergebnis der Interessenabwä-
gung nicht sein, den Kündigenden auf 
eine Abmahnung als milderes Mittel 
zu verweisen.

Die zweite Fallgruppe betrifft aus-
schließlich das Gewicht der in Rede 
stehenden Vertragspflichtverletzung, 
die für sich schon die Basis für eine 
weitere Zusammenarbeit irreparabel 
entfallen lässt. Dieses bemisst sich 

gerade unabhängig von einer Wie-
derholungsgefahr. Die Schwere einer 
Pflichtverletzung kann nur anhand der 
Umstände des Einzelfalls beurteilt 
werden. Dazu gehören etwa ihre Art 
und ihr Ausmaß, ihre Folgen, der Grad 
des Verschuldens des AN sowie die Si-
tuation bzw. das „Klima“, in der bzw. in 
dem sie sich ereignete. Sonstige Um-
stände, die Gegenstand der weiteren 
Interessenabwägung sein können, wie 
etwa ein bislang unbelastetes Arbeits-
verhältnis, haben bei der Prüfung der 
Schwere der Pflichtverletzung außer 
Betracht zu bleiben.

Eine Abmahnung war aufgrund der 
Schwere des Pflichtverstoßes ent-
behrlich. Es handelt sich um eine so 
schwere Pflichtverletzung, dass selbst 
deren erstmalige Hinnahme dem AG 
nach objektiven Maßstäben unzumut-
bar und damit offensichtlich – auch 
für den AN erkennbar – ausgeschlos-
sen war. Der AN hat bewusst wahr-
heitswidrig vorgegeben, eine AU sei 
von einem Arzt aufgrund einer Un-
tersuchung festgestellt worden. Der 
Vertrauensbruch wiegt schwer, da es 
sich bei den Abläufen zur Feststellung 
einer AU um einen Bereich handelt, in 
den die Beklagte als AG grundsätzlich 
keinen Einblick hat.

I N T E R E S S E N A B W Ä G U N G

Auch im Rahmen der weiteren Inte-
ressenabwägung ist angesichts des 
schweren, vorsätzlichen Pflichtver-
stoßes von einem überwiegenden 
Interesse des AG auszugehen, das 
Arbeitsverhältnis mit dem AN nicht 
fortzuführen. Insbesondere war nicht 
ausschlaggebend, dass das Hochla-
den der Bescheinigung durch die Be-
klagte mit dem Vermerk „approved“ 
bestätigt wurde. Nach dem unwider-
sprochenen Vortrag des AG handelt 
es sich dabei lediglich um eine Ein-
gangsbestätigung des Systems. Ein 
Verzicht auf die Ausübung von Rech-
ten ist hiermit nicht verbunden.

F A Z I T  U N D  B E W E R T U N G

Das Urteil des LAG Hamm unter-
streicht, dass die bewusste Täuschung 
des AG über das Zustandekommen 
eines ärztlichen Attests das Arbeits-
verhältnis nachhaltig zerstören und 
eine sofortige Beendigung rechtfer-
tigen kann.

Aus der richtigen und gut begründe-
ten Entscheidung des LAG Hamm las-
sen sich folgende „Take-Home-Mes-
sages“ formulieren:
•	 Gemäß AU-Richtlinie darf die Fest-

stellung der AU nur auf Grund einer 
ärztlichen Untersuchung erfolgen. 
Diese erfolgt unmittelbar persön-
lich oder mittelbar persönlich im 
Rahmen einer Videosprechstunde 
oder nach telefonischer Anamnese.

•	 Der Beweiswert einer AU-Bescheini-
gung, die ohne eine ärztliche Unter-
suchung erstellt wird, dürfte grund-
sätzlich erschüttert sein. Für die 
kündigungsrechtliche Bewertung 
ist es dabei unerheblich, ob der AN 
tatsächlich erkrankt war oder nicht.

•	 Die Einreichung einer AU-Bescheini-
gung, die entgegen der AU-Richtlinie 
zustande kommt, dürfte regelmäßig 
eine schwerwiegende Verletzung 
der arbeitsvertraglichen Rücksicht-
nahmepflicht darstellen und eine 
außerordentliche fristlose Kündi-
gung rechtfertigen. Aufgrund der 
Schwere der Pflichtverletzung und 
des irreparablen Vertrauensverlusts 
dürfte eine vorherige Abmahnung 
als milderes Mittel entbehrlich sein.

// Christopher Kamps

Quelle: LAG Hamm, Urteil vom 
05.09.2025, Az.: 14 SLa 145/25

BEI FRAGEN:

Christopher Kamps
Geschäftsführer
Tel.: 0431 260926-10

i
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EINSCHULUNGSTERMINE UND SCHULTAGE 
IM SCHULJAHR 26/27
(ÄNDERUNGEN VORBEHALTEN)

Berufsschule
Einschulung  
Unterstufe

Schultage

Unterstufe Mittelstufe Oberstufe

Bad Oldesloe 18.08.2026 Dienstag u. Donnerstag Mittwoch Freitag

Bad Segeberg 18.08.2026 
(Raum A118)

Dienstag u. Donnerstag Mittwoch Freitag

Flensburg 20.08.2026
(08:00 Uhr, Eingangshalle)

ZFA29a: Montag u. Donnerstag
ZFA29b: Dienstag u. Donnerstag

ZFA28a: Dienstag
ZFA28b: Mittwoch

ZFA27a: Montag
ZFA27b: Mittwoch

Heide 18.08.2026
(07:45 Uhr)

Dienstag u. Freitag Donnerstag Mittwoch

Itzehoe 18.08.2026 
(08:00 Uhr, Raum A1.01)

Dienstag u. Mittwoch Donnerstag Freitag

Kiel Alle 4 Unterstufen:
19.08.2026

ZFA26a: Montag u. Mittwoch
ZFA26b: Dienstag u. Mittwoch
ZFA26c: Dienstag u. Freitag
ZFA26d: Donnerstag u. Freitag

ZFA25a: Montag
ZFA25b: Donnerstag
ZFA25c: Freitag
ZFA25d: Donnerstag

ZFA24a: Montag
ZFA24b: Dienstag
ZFA24c: Mittwoch
ZFA24d: Dienstag

Lübeck ZF26-1: 21.08.2026 
(08:00 Uhr)

ZF26-2: 18.08.2026 
(08:00 Uhr)

ZF26-1: Montag* u. Freitag 
(erster Schultag 21.08.2026, 08:00 Uhr)

ZF26-2: Dienstag u. Donnerstag* 
(erster Schultag 18.08.2026, 08:00 Uhr)

*voraussichtlicher Berufsschultag im 2. 
und 3. Ausbildungsjahr

ZF25-1: Montag 
(erster Schultag 24.08.2026, 
08:00 Uhr)

ZF25-2: Donnerstag 
(erster Schultag 20.08.2026, 
08:00 Uhr)

ZF24-1: Donnerstag 
(erster Schultag 20.08.2026, 
08:00 Uhr)

ZF24-2: Freitag 
(erster Schultag 21.08.2026, 
08:00 Uhr)

Mölln 18.08.2026 
(nächste Schultage: 
27. u. 28.08.2026)

Donnerstag u. Freitag Montag Mittwoch

Neumünster 18.08.2026
(08:00 Uhr)

Dienstag u. Freitag Donnerstag Mittwoch

Neustadt 19.08.2026 
(07:45 Uhr, Haus A, Raum 09)

Montag u. Mittwoch Donnerstag Dienstag

Niebüll 18.08.2026 Dienstag u. Freitag Freitag Donnerstag

Pinneberg 17.08.2026
(09:30 Uhr)

Montag u. Donnerstag Mittwoch Freitag

Neu:
Dienstag 1. – 4. Stunde: Intensivunterricht für Wiederholer;
Dienstag 1. – 4. Stunde: Intensivunterricht in kleinen Gruppen für Auszubildende 
mit Unterstützungsbedarf.

Rendsburg 17.08.2026
(13:00 Uhr)

ZFA26a: Montag u. Mittwoch
ZFA26b: Mittwoch u. Freitag

ZFA25a: Montag
ZFA25b: Freitag

ZFA24a und ZFA24b 
(wurden zu einer Klasse zu-
sammengelegt): Dienstag
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BESCHLUSS DER KAMMERVERSAMMLUNG 
Die Kammerversammlung beschloss auf ihrer Sitzung am 8. November 2025 die nachfolgende Satzung. Diese Satzung 
wurde vom Ministerium für Justiz und Gesundheit des Landes Schleswig-Holstein genehmigt und ist zusätzlich im Amts-
blatt für Schleswig-Holstein vom 3. März 2026 (Nummer 2026/88) veröffentlicht.

Regelungen für das Verfahren zur Feststellung und Bescheinigung der individuell erworbenen beruflichen Handlungs-
fähigkeit nach § 50b bis § 50d Berufsbildungsgesetz (BBiG) am Maßstab des Referenzberufs der Zahnmedizinischen 
Fachangestellten (ZFA) nach der „Verordnung über die Berufsausbildung zum Zahnmedizinischen Fachangestellten und 
zur Zahnmedizinischen Fachangestellten (ZahnmedAusbV)“ (BGBl. I S. 487) vom 16. März 2022 der Zahnärztekammer 
Schleswig-Holstein (Satzung) (Verfahrensordnung gemäß § 50b bis § 50d Berufsbildungsgesetz)

INHALTSVERZEICHNIS

I. Allgemeine Vorschriften
§ 1 Anwendungsbereich
II. Abschnitt: Feststellungstandems
§ 2 Errichtung
§ 3 Geschäftsführung
§ 4 Zusammensetzung und Berufung
§ 5 Ausschluss von der Mitwirkung
§ 6 Verschwiegenheit
III. Abschnitt: Feststellungsverfahren
§ 7 Zulassung und Ladung
§ 8 Besondere Verhältnisse von Menschen mit Behinderung
§ 9 Auswahl der Feststellungsinstrumente
§ 10 Nicht-Öffentlichkeit
§ 11 Ausweispflicht und Belehrungen
§ 12 Folgen von Täuschungshandlungen und Ordnungsverstößen
§ 13 Rücktritt vom Feststellungsverfahren und Nichtteilnahme am Feststellungsverfahren
§ 14 Beratung und Feststellungen
§ 15 Protokoll
§ 16 Verfahrensunterlagen
§ 17 Fristen für die Bescheide beziehungsweise für die Zeugniserteilung
IV. Schlussbestimmungen
§ 18 Übergangsregelungen
§ 19 Inkrafttreten

I. ABSCHNITT: ALLGEMEINE VORSCHRIFTEN

§ 1 Anwendungsbereich
(1) Die nachstehenden Verfahrensvorschriften gelten für Feststellungs- und Ergänzungsverfahren einschließlich der Wie-
derholungsverfahren nach § 50b bis § 50d Berufsbildungsgesetz am Maßstab des Referenzberufs der Zahnmedizinischen 
Fachangestellten (ZFA) nach der „Verordnung über die Berufsausbildung zum Zahnmedizinischen Fachangestellten und 
zur Zahnmedizinischen Fachangestellten (ZahnmedAusbV)“ vom 16. März 2022 (BGBl. I S. 487). Sie gelten in den Verfahren 
nach Satz 1 ergänzend zu den Bestimmungen nach § 50b bis § 50d Berufsbildungsgesetz und zu den Bestimmungen nach 
der Berufsbildungsfeststellungsverfahrensverordnung (BBF-VerfV) vom 6. November 2024. Verfahren im Sinne der nach-
folgenden Bestimmungen sind die Verfahren nach Satz 1.
(2) Für die Verfahren nach dieser Satzung werden Gebühren erhoben. Die Höhe der Gebühren ergeben sich aus der „Ge-
bührensatzung der Zahnärztekammer Schleswig-Holstein zur Verfahrensordnung gemäß § 50b bis § 50d Berufsbildungs-
gesetz“ in der jeweils gültigen Fassung.

II. ABSCHNITT: FESTSTELLUNGSTANDEMS

§ 2 Errichtung
Für die Feststellung der individuell erworbenen beruflichen Handlungsfähigkeit setzt die Zahnärztekammer Schleswig-Hol-
stein als zuständige Stelle Feststellungstandems in der erforderlichen Anzahl ein.

§ 3 Geschäftsführung
Die Geschäftsführung des Feststellungstandems liegt in Abstimmung mit diesem bei der Zahnärztekammer Schleswig-
Holstein. Zur Geschäftsführung zählen insbesondere die Ladungen der antragstellenden Personen. Für ein am Verfahren 
verhindertes Mitglied ist ein stellvertretendes Mitglied einzuladen.
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§ 4 Zusammensetzung und Berufung
(1) Die Zusammensetzung des Feststellungstandems ergibt sich aus § 50c Absatz 1 BBiG.
(2) Die Zahnärztekammer Schleswig-Holstein beruft Mitglieder und stellvertretende Mitglieder des Feststellungstandems 
für mindestens ein Jahr und höchstens für die Dauer der Berufungsperiode der Prüfungsausschüsse nach der „Prüfungs-
ordnung (Satzung) für die Durchführung der Abschlussprüfung und Umschulungsprüfung im Ausbildungsberuf der Zahn-
medizinischen Fachangestellten und des Zahnmedizinischen Fachangestellten“ der Zahnärztekammer Schleswig-Holstein.
(3) Die Mitgliedschaft in einem Feststellungstandem endet mit der Abberufung durch die Zahnärztekammer Schleswig-
Holstein oder mit dem Ausscheiden aus dem Prüfungsausschuss. Eine Abberufung ist nur nach Anhörung der betroffenen 
Person und nur aus wichtigem Grund möglich.
(4) Das Feststellungstandem ist nur beschlussfähig, wenn sowohl die feststellende Person als auch die beisitzende Person 
anwesend sind.
(5) Die Mitgliedschaft in einem Feststellungstandem ist ehrenamtlich. Für bare Auslagen und Zeitversäumnis ist, soweit 
eine Entschädigung nicht von anderer Seite gewährt wird, eine angemessene Entschädigung zu zahlen, deren Höhe sich 
nach der „Verwaltungsvorschrift Entschädigung Prüfungsausschüsse ZFA“ der Zahnärztekammer Schleswig-Holstein in der 
jeweils gültigen Fassung richtet. 

§ 5 Ausschluss von der Mitwirkung
(1) Bei der Zulassung zum Verfahren und der Durchführung des Verfahrens dürfen Angehörige der antragstellenden Person 
nicht mitwirken. Angehörige im Sinne des Satz 1 sind:
1.	 Verlobte,
2.	 Ehegatten,
3.	 eingetragene Lebenspartner,
4.	 Verwandte und Verschwägerte gerader Linie,
5.	 Geschwister,
6.	 Kinder der Geschwister,
7.	� Ehegatten der Geschwister und Geschwister des Ehegatten sowie Lebenspartner der Geschwister und Geschwister des 

Lebenspartners,
8.	 Geschwister der Eltern,
9.	 Personen, die durch ein auf längere Dauer angelegtes Pflegeverhältnis mit häuslicher Gemeinschaft wie Eltern und Kind 

miteinander verbunden sind (Pflegeeltern und Pflegekinder).
(2) Angehörige sind die in Absatz 1 Satz 2 aufgeführten Personen auch dann, wenn
1.	 in den Fällen des Abs. 1 Nummern 2, 3, 4 und 7 die die Beziehung begründende Ehe oder die Lebenspartnerschaft nicht 

mehr besteht;
2.	 in den Fällen des Abs. 1 Nummern 4 bis 8 die Verwandtschaft oder Schwägerschaft durch Annahme als Kind erloschen ist;
3.	 im Falle des Abs. 1 Nummer 9 die häusliche Gemeinschaft nicht mehr besteht, sofern die Personen weiterhin wie Eltern 

und Kind miteinander verbunden sind.
(3) Hält sich ein Mitglied des Feststellungstandems nach Absatz 1 oder 2 für ausgeschlossen oder befangen oder bestehen 
Zweifel, ob die Voraussetzungen des Absatz 1 oder 2 gegeben sind, ist dies der Zahnärztekammer Schleswig-Holstein 
mitzuteilen. Die Entscheidung über den Ausschluss von der Mitwirkung trifft die Zahnärztekammer Schleswig-Holstein. 
Ausgeschlossene Personen dürfen das betreffende Verfahren nicht durchführen, an ihm nicht beteiligt sein und auch nicht 
beim Verfahren lediglich zugegen sein.
(4) Liegt ein Grund vor, der geeignet ist, Misstrauen gegen die unparteiische Ausübung des Amtes als Mitglied des Fest-
stellungstandems zu rechtfertigen, oder wird von einer antragstellenden Person das Vorliegen eines solchen Grundes 
behauptet, so hat das betroffene Mitglied des Feststellungstandems oder die antragsstellende Person dies der Zahnärzte-
kammer Schleswig-Holstein mitzuteilen. Absatz 3 Sätze 2 und 3 gelten entsprechend.
(5) Aktuelle und vormalige ausbildende Personen der antragstellenden Person dürfen am Verfahren nicht mitwirken. Gleiches 
gilt für aktuelle oder vormalige Arbeitgeber oder Arbeitgeberinnen und bei diesen gleichzeitig mit der antragstellenden 
Person beschäftigte oder beschäftigt gewesene Personen.
(6) Wenn in den Fällen der Absätze 1 bis 5 eine ordnungsgemäße Besetzung des Feststellungstandems nicht möglich ist, 
kann die Zahnärztekammer Schleswig-Holstein die Durchführung der Prüfung einem anderen Feststellungstandem über-
tragen. Das Gleiche gilt, wenn eine objektive Durchführung der Prüfung aus anderen Gründen nicht gewährleistet erscheint.

§ 6 Verschwiegenheit
Unbeschadet bestehender Informationspflichten, insbesondere gegenüber der Zahnärztekammer Schleswig-Holstein und 
dem Berufsbildungsausschuss, haben die Mitglieder des Feststellungstandems und gegebenenfalls sonstige mit dem Ablauf 
des Verfahrens befasste Personen, auch nach Beendigung ihrer ehrenamtlichen Tätigkeit, über alle Feststellungsvorgänge 
Verschwiegenheit gegenüber Dritten zu wahren.
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III. ABSCHNITT: FESTSTELLUNGSVERFAHREN

§ 7 Zulassung und Ladung
(1) Über die Zulassung zum Feststellungsverfahren entscheidet die Zahnärztekammer Schleswig-Holstein in Anwendung 
der hierfür geltenden Regelungen auf Gesetzes- und Verordnungsebene.
(2) Die Zahnärztekammer Schleswig-Holstein bestimmt im Benehmen mit dem Feststellungstandem den Termin oder die 
Termine sowie den Ort des Feststellungsverfahrens. Sie lädt per Bescheid nach § 50b Absatz 3 BBiG die antragstellende 
Person im Benehmen mit dem Feststellungstandem zum jeweiligen Termin mit einer Frist von mindestens drei Wochen. 
Mit dem Bescheid sind der Feststellungstag und -ort, einschließlich der erlaubten Arbeits- und Hilfsmittel, mitzuteilen.
(3) Nicht zugelassene Antragstellerinnen und Antragsteller werden über die Entscheidung mit Angabe der Ablehnungs-
gründe beschieden.
(4) Die Zulassung kann, wenn sie aufgrund von gefälschten Unterlagen oder falschen Angaben ausgesprochen worden ist, 
von der zuständigen Stelle widerrufen werden. Wird die Täuschungshandlung erst nach Beginn des Feststellungsverfahrens 
bekannt, so kann die Person nach Anhörung in entsprechender Anwendung des § 12 von dem Feststellungsverfahren aus-
geschlossen oder im Falle der erfolgreichen Feststellung diese vom Feststellungstandem als nicht bestanden erklärt werden.

§ 8 Besondere Verhältnisse von Menschen mit Behinderung
Bei der Durchführung des Verfahrens sollen die besonderen Verhältnisse von Menschen mit Behinderung berücksichtigt 
werden. Dies gilt je nach den Einzelfallumständen insbesondere für die Dauer des Verfahrens, die Zulassung von Hilfs-
mitteln und die Inanspruchnahme von Hilfeleistungen Dritter (wie z. B. Gebärdensprachdolmetscher für Menschen mit 
Hörbehinderung). Die Art der Behinderung ist in diesem Fall bei Stellung des Antrags auf Durchführung des Verfahrens 
nachzuweisen. Vorschläge für die Art der Hilfeleistung oder Hilfsmittel sollen mit dem Antrag verbunden werden. 

§ 9 Auswahl der Feststellungsinstrumente
(1) Die Feststellerin oder der Feststeller wählt die geeigneten Feststellungsinstrumente aus.
(2) Sofern durch die zuständigen Stellen eine gemeinsame Festlegung von Feststellungsinstrumenten erfolgt ist, ist diese 
von der Feststellerin oder dem Feststeller zu beachten.
(3) Solange eine gemeinsame Festlegung im Sinne des Absatz 2 nicht erfolgt ist, kann der Berufsbildungsausschuss Fest-
stellungsinstrumente empfehlen. Von diesen Empfehlungen darf die Feststellerin oder der Feststeller nur in begründeten 
Fällen abweichen.

§ 10 Nicht-Öffentlichkeit
(1) Das Verfahren ist nicht öffentlich. Vertreter oder Vertreterinnen der für die Zahnärztekammer Schleswig-Holstein zuständigen 
obersten Landesbehörde und Vertreter oder Vertreterinnen der Zahnärztekammer Schleswig-Holstein können anwesend sein.
(2) Die Zahnärztekammer Schleswig-Holstein kann im Benehmen mit dem Feststellungstandem Mitglieder des Berufs-
bildungsausschusses oder andere Personen als Gäste zulassen. Anträge auf Teilnahme müssen mit einer ein berechtigtes 
Interesse ausweisenden Begründung versehen sein und spätestens zwei Wochen vor dem betreffenden Termin von der an 
der Teilnahme als Gast interessierten Person bei der Zahnärztekammer Schleswig-Holstein in Textform gestellt werden; 
später eingehende Anträge können nicht berücksichtigt werden.
(3) Die in Absatz 1 und 2 bezeichneten weiteren Personen sind nicht stimmberechtigt und haben sich auch sonst jeder Ein-
wirkung auf den Verfahrensablauf zu enthalten. Sie sind zur Verschwiegenheit verpflichtet; dies gilt nicht in Bezug auf die 
Wahrnehmung dienstlicher Aufgaben der zuständigen obersten Landesbehörde, der Zahnärztekammer Schleswig-Holstein 
oder in Bezug auf die Wahrnehmung von Aufgaben des Berufsbildungsausschusses als solchem.

§ 11 Ausweispflicht und Belehrungen
(1) Die antragstellende Person hat sich auf Verlangen der Feststellerin oder des Feststellers oder der/des Aufsichtsführenden 
auszuweisen und zu versichern, dass sie sich gesundheitlich in der Lage fühlt, an dem Feststellungsverfahren teilzunehmen.
(2) Die antragstellende Person ist vor Beginn des Feststellungsverfahrens über den Ablauf, die zur Verfügung stehende 
Zeit, die erlaubten Arbeits- und Hilfsmittel und die Folgen von Täuschungshandlungen und Ordnungsverstößen sowie von 
Rücktritt und Nichtteilnahme zu belehren.

§ 12 Folgen von Täuschungshandlungen und Ordnungsverstößen
(1) Unternimmt es eine antragstellende Person, ein Feststellungsergebnis durch Täuschung oder Benutzung nicht zuge-
lassener Hilfsmittel zu beeinflussen oder leistet sie Beihilfe zu einer Täuschung oder einem Täuschungsversuch, liegt eine 
Täuschungshandlung vor.
(2) Wird während des Verfahrens festgestellt, dass eine antragstellende Person eine Täuschungshandlung begeht oder 
begangen hat, ist der Sachverhalt in das Protokoll nach § 15 aufzunehmen. Die von der Täuschungshandlung betroffene 
Leistung ist vom Feststeller oder der Feststellerin als nicht erbracht zu bewerten; das Feststellungstandem setzt das Ver-
fahren vorbehaltlich Satz 3 fort. In schweren Fällen kann der Feststeller oder die Feststellerin das gesamte Verfahren un-
beschadet der Kostenfolge für die antragstellende Person als nicht absolviert bewerten. Ein Verfahren nach Satz 2 und 3 
ist einschließlich der Anhörung nach Abs. 4 in das Protokoll nach § 15 aufzunehmen.
(3) Behindert eine antragstellende Person durch ihr Verhalten das Verfahren so, dass das Verfahren nicht ordnungsgemäß 
durchgeführt werden kann, ist sie vom Feststeller oder der Feststellerin von der Teilnahme unter Hinweis darauf auszu-
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schließen, dass das Verfahren unbeschadet der Kostenfolge für die antragstellende Person nicht durchführbar ist. 
(4) Vor einer Entscheidung nach den Absätzen 2 und 3 ist die antragstellende Person zu hören.

§ 13 Rücktritt vom Feststellungsverfahren und Nichtteilnahme am Feststellungsverfahren
(1) Die antragstellende Person kann nach erfolgter Zulassung vor Beginn des Verfahrens durch schriftliche Erklärung gegen-
über der Zahnärztekammer Schleswig-Holstein zurücktreten. In diesem Fall gilt das Verfahren unbeschadet der Kostenfolge 
für die antragstellende Person als nicht absolviert.
(2) Versäumt die antragstellende Person einen Verfahrenstermin, so werden im Verfahren bereits erbrachte selbstständige 
Leistungen anerkannt, wenn ein wichtiger Grund für die Nichtteilnahme vorliegt. Selbstständige Leistungen sind solche, 
die thematisch klar abgrenzbar und nicht auf eine andere Leistung bezogen sind sowie eigenständig bewertet werden.
(3) Erfolgt der Rücktritt nach Beginn des Verfahrens oder nimmt die antragstellende Person an der Prüfung nicht teil, ohne 
dass ein wichtiger Grund vorliegt, wird deren Antrag unbeschadet der Kostenfolge für die antragstellende Person abgelehnt.
(4) Der wichtige Grund ist unverzüglich mitzuteilen und nachzuweisen. Im Krankheitsfall ist die Vorlage eines ärztlichen 
Attestes erforderlich. Ein neuer Termin wird zugeteilt.

§ 14 Beratung und Feststellungen
Die Beratung über die einzelnen Leistungen, die Festsetzung des Feststellungsergebnisses zu jeder berufsprofilgebenden 
Berufsbildposition durch den Feststeller oder die Feststellerin sowie die Feststellung des Gesamtergebnisses durch den 
Feststeller oder die Feststellerin erfolgen unter Ausschluss der antragstellenden Person.

§ 15 Protokoll
(1) Das Protokoll muss im Sinne einer Verfahrensdokumentation enthalten:
1.	 den Ort und Tag der Sitzung,
2.	 die Namen der Mitglieder des Feststellungstandems, 
3.	 die vom Feststellungsantrag umfassten berufsprofilgebenden Berufsbildpositionen des Referenzberufs ZFA,
4.	 die von der Feststellerin oder dem Feststeller für die Berufsbildpositionen jeweils ausgewählten Feststellungsinstrumente, 
5.	 Angaben zu den jeweils berücksichtigten integrativen Berufsbildpositionen,
6.	 Angaben zu den konkreten Aufgabenstellungen,
7.	 Angaben zu den jeweiligen Leistungen der Antragstellerin oder des Antragstellers,
8.	 ein begründetes Feststellungsergebnis für jede berufsprofilgebende Berufsbildposition und
9.	 ein begründetes Gesamtergebnis im Rahmen einer Gesamtwürdigung auf der Grundlage der Leistungen der antrag-

stellenden Person in allen ausgewählten Feststellungsinstrumenten.
(2) Die Angaben im Protokoll sind so konkret zu fassen, dass der erforderliche Bescheid von der Zahnärztekammer Schleswig-Hol-
stein erstellt werden kann. Auf Anfordern der Zahnärztekammer Schleswig-Holstein ist das Protokoll erforderlichenfalls entspre-
chend zu ergänzen. Zusätzlich sind in das Protokoll etwaige Störungen des äußeren Ablaufs des Verfahrens zu dokumentieren.
(3) Das Protokoll ist von der Feststellerin oder dem Feststeller verantwortlich zu zeichnen und der Zahnärztekammer Schles-
wig-Holstein ohne schuldhaftes Zögern (unverzüglich) vorzulegen. Die elektronische Form des Protokolls kann durch die 
zuständige Stelle zugelassen werden.

§ 16 Verfahrensunterlagen
(1) Auf Antrag ist der antragstellenden Person nach Abschluss des Verfahrens Einsicht in ihre Verfahrensunterlagen zu geben.
(2) Die schriftlichen Prüfungsarbeiten sind zwei Jahre, die Anträge auf Zulassung und die Niederschriften (Protokolle) 
zehn Jahre und die Abschriften der Zeugnisse über die Feststellung der vollständigen Vergleichbarkeit der beruflichen 
Handlungsfähigkeit dreißig Jahre nach Abschluss des Feststellungsverfahrens aufzubewahren. Die Aufbewahrung in elek-
tronischer Form ist zulässig.

§ 17 Fristen für die Bescheide beziehungsweise für die Zeugniserteilung
(1) Das Feststellungstandem soll der antragstellenden Person am letzten Tag des Feststellungsverfahrens mitteilen, ob eine 
vollständige, überwiegende, teilweise (im Fall des § 50d BBiG) oder keine Vergleichbarkeit festgestellt wurde.
(2) Die Bescheide auf Zulassung oder Nichtzulassung zum Verfahren sollen spätestens 3 Monate nach Vorliegen aller für 
die Entscheidung vollständigen Unterlagen abgesendet werden. Zeugnisse, die aus den Verfahren resultieren, sollen spä-
testens 3 Monate nach Feststellung aller Ergebnisse im Verfahren und Erhalt der vollständigen Verfahrensdokumentation 
abgesendet werden. Sonstige Bescheide sollen spätestens 3 Monate nach dem für deren Inhalt maßgebenden Ereignis 
und Erhalt der vollständigen Verfahrensdokumentation abgesendet werden.

IV. ABSCHNITT: SCHLUSSBESTIMMUNGEN

§ 18 Übergangsregelung
Die erstmalige Berufung der Feststellungstandems erfolgt als Rumpfperiode und endet zeitgleich mit der Berufungspe-
riode der Prüfungsausschüsse.

§ 19 Inkrafttreten
Diese Satzung tritt am Tag nach ihrer Veröffentlichung in Kraft.
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KASSEN BEZIFFERN BISHERIGE  
KOSTEN FÜR „APPS AUF REZEPT“ 
AUF 401 MILLIONEN EURO
Seit 2020 stehen Digitale Gesund-
heitsanwendungen (DiGA) als Leis-
tung der gesetzlichen Krankenversi-
cherung zur Verfügung. Und ebenso 
lange hadern die Krankenkassen mit 
den bestehenden Erprobungs- und 
Preisbildungsmechanismen. Der An-
fang April vorgestellte DiGA-Bericht 
2025, der den Zeitraum 1. September 
2020 bis 31. Dezember 2025 abdeckt, 
bildet da keine Ausnahme. 

Die sogenannten „Apps auf Rezept“ 
hätten sich inzwischen „in der Versor-
gung etabliert“, stellt der Spitzenver-
band Bund der Krankenkassen fest: 
Insgesamt 1,6 Millionen DiGA hätten 
gesetzlich Krankenversicherte in den 
letzten fünf Jahren nach ärztlicher Ver-
ordnung oder Genehmigung durch 
die Krankenkassen in Anspruch ge-
nommen. Im Vergleich zum Vorjahr 
sei die Inanspruchnahme 2025 um 63 
Prozent gestiegen. Die Zahl der einge-
lösten Freischaltcodes lag im letzten 
Jahr bei rund 690.000 – das entspricht 
einem Ausgabenvolumen von über 
170 Millionen Euro. Insgesamt belau-

fen sich die Leistungsausgaben der 
Krankenkassen für DiGA seit Beginn 
ihrer Verordnungsfähigkeit nach An-
gaben des GKV-Spitzenverbands auf 
rund 401 Millionen Euro.

„Die Bedeutung der Apps auf Rezept 
in der Versorgung wächst“, sagt Stefa-
nie Stoff-Ahnis, stellvertretende Vor-
standsvorsitzende des GKV-Spitzen-
verbands. Das zeige sich auch daran, 
dass mehr als die Hälfte der zunächst 
zur Erprobung in das beim Bundesamt 
für Arzneimittel und Medizinprodukte 
geführte DiGA-Verzeichnis aufgenom-
menen Anwendungen zu einem spä-
teren Zeitpunkt dauerhaft aufgenom-
men wurden. Weniger als jede fünfte 
Anwendung könne allerdings bereits 
bei ihrer Aufnahme in das Verzeichnis 
einen Nutzen nachweisen.

Bei den Neuaufnahmen sei ein leich-
ter Rückgang zu beobachten, gleich-
zeitig nähmen auch die Streichungen 
aus dem DiGA-Verzeichnis zu, schreibt 
der GKV-Spitzenverband in seinem 
Bericht: Im Jahr 2025 seien sechs 

DiGA neu in das Verzeichnis aufge-
nommen worden; seit der Leistungs-
einführung seien es 74, von denen 
Ende 2025 aber nur 58 verblieben 
seien – darunter zehn zur Erprobung. 
16 DiGA seien aus dem Leistungskata-
log gestrichen worden, da sie keinen 
Nutzen für die Versorgung nachwei-
sen konnten – sieben waren es allein 
im Jahr 2025. Über sieben Millionen 
Euro haben die Krankenkassen laut 
GKV-Spitzenverband für diese DiGA 
ausgegeben. Ein Rückzahlungsan-
spruch besteht nicht. 

Zum Hintergrund: Kann der Hersteller 
den Nutzen einer DiGA zum Zeitpunkt 
des Antrags auf Aufnahme in das 
DiGA-Verzeichnis noch nicht durch 
Studien belegen, ist eine vorläufige 
Aufnahme möglich. Dazu reicht die 
„plausible“ Annahme, dass der Her-
steller innerhalb der nächsten zwölf 
Monate durch weitere Erhebungen 
und Analysen einen positiven Versor-
gungseffekt nachweisen kann. Dieser 
Zeitraum kann in Ausnahmefällen um 
bis zu weitere zwölf Monate verlängert 
werden – nach Angaben des GKV-Spit-
zenverbands ist das bei „nahezu allen“ 
zur Erprobung aufgenommenen DiGA 
der Fall. Wird der Nachweis inner-
halb des Erprobungszeitraums nicht 
erbracht, wird die DiGA wieder aus 
dem Verzeichnis gestrichen. Auch 
zur Erprobung aufgenommene DiGA 
müssen von den Krankenkassen be-
zahlt werden. 

„ B A U S T E L L E “  P R E I S B I L D U N G

Seit Beginn der Leistungspflicht für 
DiGA kritisieren die gesetzlichen Kran-
kenkassen die Preisgestaltung: Der 
Gesetzgeber ermöglicht es den Her-
stellern bisher, den Preis ihrer DiGA 
im ersten Jahr einseitig in beliebiger 
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Höhe festzulegen – unabhängig da-
von, ob für die Anwendung bereits 
ein Nutzen nachgewiesen wurde oder 
nicht. Laut GKV-Bericht gibt es in die-
ser Phase bei den Preisen eine Spann-
breite von 119 bis 2.077 Euro (jeweils 
für eine Anwendungsdauer von 90 Ta-
gen). Zwei der sechs teuersten DIGA 
– allesamt zunächst zur Erprobung 
zugelassen – seien wieder aus dem 
DiGA-Verzeichnis gestrichen worden. 
Zudem seien die Preise im Verlauf der 
letzten fünf Jahre von durchschnittlich 
411 Euro im ersten Berichtsjahr auf 
544 Euro gestiegen. Die zwischen-
zeitlich verhandelten Preise für 40 
DiGA lägen mit durchschnittlich 227 
Euro deutlich darunter. Nach Ansicht 
des GKV-Spitzenverbandes zeige das, 
„dass die freie Preisgestaltung im 
ersten Jahr systematisch zu deutlich 
überhöhten Preisen führt.“ 

„Nutzen, Evidenz, Preis und Versor-
gungseffekt“ müssten „systematisch“ 
miteinander verknüpft werden, for-
dert Stoff-Ahnis in ihrem Vorwort zum 
aktuellen DiGA-Bericht. Die einseitige 
Preisfestlegung durch die Hersteller 
und die Möglichkeit, DiGA zunächst 
zur Erprobung in die Versorgung ein-
führen zu können, konterkariere den 
Grundsatz einer wirtschaftlichen und 
evidenzbasierten Versorgung in der 
GKV „erheblich“. Daher plädiert der 
GKV-Spitzenverband für die Aufhe-
bung der Erprobungsregelung und 
verhandelte Preise vom ersten Tag der 
Aufnahme in das DiGA-Verzeichnis an.

Der Bundesverband Medizintechno-
logie (BVMed) sieht das naturgemäß 
anders: Er kritisiert den Bericht des 
GKV-Spitzenverbands als „zu ein-
seitig auf Kosten fokussiert“, ohne 
den Nutzen der DiGA in „komplexen 
Versorgungspfaden“ zu betrachten. 
DiGA böten ein „großes Potenzial 
für eine bessere Gesundheitsversor-
gung und können helfen, Kosten im 
Gesundheitssystem zu vermeiden – 
etwa durch geringeren Einsatz von 
Heilmitteln, reduzierte Kontakte mit 
Ärztinnen und Ärzten, geringere Fol-
gekosten chronischer Erkrankungen 

oder vermiedene Arbeitsunfähigkeits-
zeiten“, zählt BVMed Digitalexpertin 
Natalie Gladkov auf.

In Anbetracht der finanziellen Ent-
wicklung der GKV passten Preise, 
die von den Krankenkassen „ohne 
Nutzennachweis und ohne Verhand-
lung“ gezahlt werden müssen, „nicht 
mehr in die Zeit“, befindet dagegen 
der GKV-Spitzenverband. Auch das 
Bundesgesundhei t sminis ter ium 
(BMG) stellt „Anpassungsbedarf“ fest 
und sieht im GKV-Beitragssatzstabili-
sierungsgesetz Maßnahmen vor, um 
bei den DiGA „eine wirtschaftliche 
Verwendung der Finanzmittel der 
GKV sicherzustellen.“ Dafür sind An-
passungen der Vergütungssystema-
tik geplant. Ziel sei ein „durchgehend 
angemessenes“ Vergütungsniveau 
im ersten Jahr der Erstattung sowie 
eine generelle Berücksichtigung 
der mit steigenden Abgabemengen 
sinkenden Grenzkosten für digitale 
Produkte, heißt es im Gesetzentwurf. 
Das BMG erwartet dadurch ab dem 
Jahr 2028 Einsparungen in Höhe von 
rund 70 Millionen Euro, die bis zum 
Jahr 2030 auf rund 150 Millionen Euro 
aufwachsen sollen.

S C H L E S W I G - H O L S T E I N 
F Ü H R T  B E I  E I N L Ö S U N G  V O N 
D I G A - C O D E S

Besonders häufig werden DiGA aus-
weislich des Berichts zur Behandlung 
von Stoffwechselerkrankungen in An-
spruch genommen (37 Prozent), ge-
folgt von psychischen Erkrankungen 
(35 Prozent) sowie Muskel- und Ske-
letterkrankungen (14 Prozent). Erstma-
lig entfällt damit der größte Anteil al-
ler eingelösten Freischaltcodes nicht 
auf psychische Indikationen – für die 
die meisten DiGA in das Verzeichnis 
aufgenommen wurden (35 DiGA, 47 
Prozent). Zur Behandlung von Stoff-
wechselerkrankungen gibt es dage-
gen nur acht DiGA (11 Prozent).  

Weitere Zahlen aus dem Bericht: Bis 
zum 31. Dezember 2025 wurden ins-
gesamt 82 Prozent der im gesamten 

Berichtszeitraum ausgegebenen Frei-
schaltcodes eingelöst, 18 Prozent blie-
ben ungenutzt. Die vier am häufigsten 
verordneten beziehungsweise geneh-
migten Anwendungen vereinen knapp 
52 Prozent aller eingelösten Freischalt-
codes im gesamten Berichtszeitraum 
auf sich. Die meistverordnete bezie-
hungsweise genehmigte DiGA (eine 
Anwendung zur Behandlung von Adi-
positas) machte im Jahr 2025 44 Pro-
zent aller Inanspruchnahmen aus. Mit 
großem Abstand folgten eine DiGA, 
die sich an Patientinnen und Patienten 
mit Rückenschmerzen richtet (5,9 Pro-
zent aller Abgaben) und eine DiGA zur 
Behandlung von Tinnitus (4,5 Prozent 
aller Abgaben). 83 Prozent der Patien-
tinnen und Patienten, die eine DiGA 
freischalteten, nutzten diese nach der 
vorgesehenen Anwendungsdauer von 
in der Regel 90 Tagen nicht erneut.

Mit einem Anteil von 74 Prozent greifen 
Frauen deutlich häufiger als Männer auf 
eine DiGA zurück. Das Durchschnitts-
alter aller Nutzerinnen und Nutzer lag 
im Jahr 2025 bei 49 Jahren. Die höchs-
te Inanspruchnahme erfolgt in der Al-
tersgruppe der 55- bis 60-Jährigen. 

Gemäß regionaler Analyse wurden 
in Schleswig-Holstein mit 1.142 pro 
100.000 Versicherte die meisten Frei-
schaltcodes eingelöst. Die niedrigste 
Anzahl mit 843 eingelösten Freischalt-
codes pro 100.000 Versicherte wurde 
in Baden-Württemberg verzeichnet.

// Kirsten Behrendt

Die am häufigsten verordnete DiGA ist eine 
Anwendung zur Behandlung von Adipositas 
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ERSTE ANTRÄGE
LIEGEN VOR
Im Oktober 2025 wurde das beim Bundesinstitut für Arzneimittel und Medi-
zinprodukte (BfArM) angesiedelte Forschungsdatenzentrum Gesundheit (FDZ) 
offiziell eröffnet. Seitdem können Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler 
dort Anträge auf Datennutzung stellen: Das FDZ ermöglicht den Zugang zu 
pseudonymisierten Abrechnungsdaten aller gesetzlich Krankenversicherten 
in Deutschland – rückwirkend bis 2009. Grundlage dafür ist das Ende 2019 in 
Kraft getretene Digitale-Versorgung-Gesetz (DVG). Die Daten umfassen Infor-
mationen zu Diagnosen, Therapien, Arzneimittelverordnungen und Kranken-
hausaufenthalten. Eine Widerspruchsmöglichkeit gegen die Übermittlung und 
die Nutzung ihrer Abrechnungsdaten haben die Versicherten nicht. 

„Daten können Leben retten“, unter-
streicht Bundesgesundheitsministerin 
Nina Warken. Die im FDZ Gesund-
heit vorliegenden Daten seien die 
Grundlage für die „systematische 
Erforschung langfristiger Auswirkun-
gen auf die Gesundheit der Gesamt-
bevölkerung.“ Die Forschung werde 
„wertvolle Erkenntnisse“ liefern, etwa 
für „zielgerichtete Präventionsmaß-
nahmen, wirksamere Therapien oder 
eine schnellere Entwicklung innova-
tiver und sicherer Arzneimittel“. Das 
stärke den Forschungsstandort und 
den Datenschutz gleichermaßen.

Ziel sei es, bis Ende 2026 „mindes-
tens 300 Forschungsvorhaben unter 
Nutzung von Daten aus dem For-
schungsdatenzentrum“ auf den Weg 
zu bringen, erklärte Warken. Bis Mit-
te Februar hatten sich nach Angaben 
des BfArM 82 Institutionen am For-
schungsdatenzentrum Gesundheit re-
gistriert; 53 Anträge gingen demnach 
ein, die ersten Forschungsvorhaben 
wurden auch bereits bewilligt. Alle 
genehmigten Forschungsvorhaben 
werden in einem öffentlich einseh-
baren Antragsregister auf der Home-
page des Forschungsdatenzentrums 
dokumentiert. 

Die zehn gesetzlich festgeschriebe-
nen Nutzungszwecke – definiert in 
§ 303e Abs. 2 SGB V – müssen zwin-
gend im öffentlichen Interesse liegen: 
Dabei geht es zum Beispiel um wis-

senschaftliche Forschung, aber auch 
gesetzliche Berichtspflichten oder 
die „Entwicklung, Weiterentwicklung 
und Überwachung der Sicherheit“ von 
Arzneimitteln und Medizinprodukten.  
Marktrecherche oder Produktentwick-
lung ohne „medizinischen Erkennt-
nisgewinn“ sind ausgeschlossen. Zu 
den ersten Antragstellern gehöre der 
Spitzenverband Bund der Krankenkas-
sen, teilte das BfArM mit. Inzwischen 
stehen drei Forschungsprojekte des 
GKV-Spitzenverbands – als bisher ein-
zige – auch im Antragsregister. 

„ S I C H E R E  V E R A R B E I T U N G S - 
U M G E B U N G “

Forscherinnen und Forscher griffen 
für ihre Analysen auf eine „sichere 

Verarbeitungsumgebung beim FDZ 
Gesundheit“ zu, beschreibt das BfArM 
das Prozedere. Der Zugang sei streng 
kontrolliert und erfolge über eine ver-
schlüsselte Verbindung. „Die perso-
nenbezogenen Daten werden niemals 
direkt an Forschende übermittelt“, 
heißt es auf der Homepage des FDZ.  
Stattdessen würden die Daten in ei-
nem „virtuellen Analyseraum“ zur Ver-

fügung gestellt und dürften auch nur 
dort bearbeitet werden. Für die Aus-
wertung stünden nur die Datensätze 
zur Verfügung, die für die jeweilige 
Forschungsfrage im Vorfeld als rele-
vant eingestuft wurden. Lediglich die 
Ergebnisse könnten das System per 
Download verlassen, „Echtdaten“ da-
gegen nicht. Die Forschungsergeb-
nisse würden von Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeitern des FDZ geprüft, 
„um das Risiko einer Re-Identifikation 
der Daten so weit wie möglich zu mi-
nimieren.“

Die Pseudonymisierung der Daten 
erfolgt durch eine Vertrauensstelle 
am Robert-Koch-Institut. Der Bezug 
zu „unbekannten aber eindeutigen 
Personen“ sei für viele wissenschaft-

F O R S C H U N G S D A T E N Z E N T R U M  G E S U N D H E I T
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liche Studien sehr wichtig, verteidigt 
das FDZ die Nutzung pseudonymisier-
ter Daten. Die Maßnahmen zu Daten-
schutz und Datensicherheit würden 
kontinuierlich in Absprache mit der 
Bundesdatenschutzbeauftragten so-
wie dem Bundesamt für Sicherheit in 
der Informationstechnik entwickelt 
und überprüft. „Strenge Pseudony-
misierungsverfahren, gesicherte Ver-
arbeitungsumgebungen und eine 
umfassende Antragsprüfung sorgen 
für ein hohes Schutzniveau“, fasst die 
Bundesdatenschutzbeauftragte Prof. 
Dr. Louisa Specht-Riemenschneider 
zusammen. Zugleich gesteht sie al-
lerdings zu, dass technische Systeme 
„niemals zu 100 Prozent sicher“ sein 
könnten.

Voraussichtlich ab Oktober 2026 sol-
len außerdem Daten, die Versicherte 
freiwillig aus der elektronischen Pa-
tientenakte zur Verfügung stellen, 
im FDZ Gesundheit bereitgehalten 
werden. Allerdings besteht dazu of-
fensichtlich noch Aufklärungsbedarf. 
Denn laut einer Befragung des Ver-
braucherzentrale Bundesverbands 
wissen bisher nur wenige (25 Prozent), 
dass ihre Daten aus der ePA künftig 
auch für Forschungszwecke verwen-
det werden können – und dass die 
Möglichkeit besteht, dem zu wider-
sprechen. 

G E S E L L S C H A F T  F Ü R 
F R E I H E I T S R E C H T E 
S E T Z T  K L A G E N  G E G E N 
D AT E N S A M M L U N G  F O R T

Die Gesellschaft für Freiheitsrechte 
(GFF) hatte bereits im Jahr 2022 ge-
meinsam mit Constanze Kurz, Spre-
cherin des Chaos Computer Clubs, 
und einem weiteren anonymen Kläger, 
der an einer seltenen Krankheit leidet, 
Klagen gegen die „Gesundheitsdaten-
bank“ eingereicht. Die Kläger wollen 
gerichtlich feststellen lassen, dass für 
die Datensammlung hohe IT-Sicher-
heitsstandards gelten müssen. Das 
betrifft sowohl die Zusammenführung 
der Datensätze vor der Pseudonymi-
sierung als auch die zentrale Speiche-

rung der pseudonymisierten Daten-
sätze und die Verarbeitung der Daten 
durch die „Nutzungsberechtigten“. 

Grundsätzlich spricht sich die GFF 
durchaus dafür aus, „bestimmten 
staatlichen Stellen“ und der Wis-
senschaft Gesundheitsdaten zur 
Verfügung zu stellen: „Die Gesund-
heitsdaten der gesetzlichen Kranken-
versicherung sind eine wertvolle Res-
source, die im öffentlichen Interesse 
nicht ungenutzt bleiben sollte. Wenn 
die Daten der Forschung zugäng-
lich gemacht werden, kann auch die 
öffentliche Gesundheitsversorgung 
besser evaluiert und weiterentwickelt 
werden“, legt sie dar. Die bisher vor-
gesehenen Schutzmaßnahmen hält 
sie jedoch für unzureichend. Vor al-
lem in der zentralen Speicherung der 
Gesundheitsdaten von „73 Millionen 
gesetzlich Versicherten“ sieht sie „un-
nötige Sicherheitsrisiken“.

Überdies kritisiert die GFF auch das 
Pseudonymisierungsverfahren: Für 
die Übermittlung der Daten würden 
lediglich Namen sowie Geburtstag 
und -monat entfernt. In einem im 
Auftrag der Gesellschaft erstellten 
Gutachten kam Prof. Dr. Dominique 
Schröder, Inhaber des Lehrstuhls für 
Angewandte Kryptographie der Uni-
versität Erlangen-Nürnberg, im Jahr 
2022 zu dem Schluss, dass „diese so-
genannte Pseudonymisierung“ die 
Versicherten nicht ausreichend schüt-
ze: Durch den Abgleich mit anderen 
Datensätzen ließen sie sich „ohne 
großen Aufwand“ re-identifizieren. Ein 
wesentliches Problem sieht Schröder 
darin, dass die gesammelten Daten 
sehr feingranular sind. Als Beispiel 
führt er die genaue Medikation von 
Arzneimitteln inklusive Mengenfaktor, 
Datum der Abgabe durch die Apothe-
ke und Institutionskennzeichen der 
abgebenden Apotheke an. 

Das Fehlen eines Widerspruchsrechts 
verletze das Grundrecht auf informati-
onelle Selbstbestimmung und versto-
ße gegen die Datenschutzgrundver-
ordnung, so die GFF weiter. Vor allem 

für „besonders schutzbedürftige Men-
schen“, zum Beispiel mit einer selte-
nen oder stigmatisierenden Erkran-
kung, müsse ein Widerspruchsrecht 
bestehen, fordert die Gesellschaft. 
„Wichtige Forschung zugunsten des 
Allgemeinwohls muss so ermöglicht 
werden, dass dabei keine Grundrech-
te verletzt werden“, betont sie.

Die Klägerin Constanze Kurz be-
fürchtet, dass die Sicherheitsmän-
gel zu einem gefährlichen Datenleck 
führen könnten. Ein Eilverfahren vor 
dem Sozialgericht Berlin war bereits 
erfolgreich. Wie die Gesellschaft für 
Freiheitsrechte in einer Pressemit-
teilung erläutert, habe das Verfah-
ren zwischenzeitlich geruht, da das 
Forschungsdatenzentrum noch nicht 
arbeitsfähig gewesen sei und kein 
IT-Sicherheitskonzept habe vorlegen 
können. Nachdem das FDZ seit Okto-
ber 2025 erste Daten an Forscherin-
nen und Forscher „herausgibt“, setzen 
Kurz und die Gesellschaft für Freihei-
trechte das Verfahren nach eigenen 
Angaben nun fort und haben weitere 
Schriftsätze eingereicht.

Auch das Hauptsacheverfahren des 
Klägers mit einer seltenen Krankheit 
vor dem Sozialgericht Frankfurt steht 
noch aus. Der Kläger hat Sorge, trotz 
Pseudonymisierung seiner Daten 
leicht re-identifiziert werden zu kön-
nen und zum Beispiel bei der Jobsu-
che diskriminiert zu werden.

// Kirsten Behrendt

F O R S C H U N G S D A T E N Z E N T R U M  G E S U N D H E I T

Klagen gegen die Datensammlung: „Un-
zureichende Schutzmaßnahmen“ 
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GESUNDHEITLICHE THEMEN
IM FOKUS
Über spektakuläre Datenschutz-Verfehlungen aus dem Gesundheitswesen muss-
te die Bundesbeauftragte für den Datenschutz und die Informationsfreiheit (BfDI) 
Prof. Dr. Louisa Specht-Riemenschneider in ihrem aktuellen Tätigkeitsbericht, 
der das Jahr 2025 abdeckt, nicht informieren. Mit der elektronischen Patienten-
akte steht aber weiterhin ein Thema im Fokus, das die Bonner Behörde vermut-
lich auch noch länger beschäftigen wird. Für Specht-Riemenschneider war dies 
allerdings voraussichtlich der letzte Tätigkeitsbericht als Bundesdatenschutz-
beauftragte: Im März hatte sie nach rund anderthalb Jahren aus gesundheit-
lichen Gründen ihren Rücktritt angekündigt. Um einen geordneten Übergang 
zu gewährleisten, will sie aber im Amt bleiben, bis ihre Nachfolge geregelt ist. 
Das schließt nach ihren Angaben auch die Begleitung aktueller Gesetzgebungs-
verfahren ein.

„Datenschutz ist Vertrauensanker in 
einer Zeit, in der Vertrauen zunehmend 
verloren geht“, sagte Specht-Riemen-
schneider bei der Vorstellung des 
Berichts. „Nicht Datenschutz hemmt 
Innovation, sondern Rechtsunsicher-
heit“: Es sei Aufgabe von Gesetzgeber 
und Aufsicht gleichermaßen, diese 
Rechtsunsicherheit zu minimieren, 
erklärte sie. Die Datenschutzaufsicht 
müsse „Orientierung geben, wirk-
sam kontrollieren und neue techno-
logische Entwicklungen einordnen.“ 
Dazu gehöre zum Beispiel auch der 
Umgang mit Künstlicher Intelligenz.

Insgesamt 11.824 Eingaben, darun-
ter 6.330 allgemeine Anfragen und 
5.494 Beschwerden, verzeichnete 
die Bundesdatenschutzbeauftragte 
im vergangenen Jahr. Im Vergleich 
zum Vorjahr bedeutet das einen An-
stieg um 36 Prozent – nur 2018 gab 
es noch mehr Eingaben. Die Zahl der 
Beschwerden habe sich innerhalb 
von zwei Jahren mehr als verdoppelt, 
heißt es in einer Pressemitteilung zur 
Veröffentlichung des 34. Tätigkeitsbe-
richts. Die Zahlen zeigten, „dass im-
mer mehr Menschen von ihrem Recht 
Gebrauch machen und erwarten, dass 
Datenschutzaufsicht ihnen dabei hilft, 
ihre Rechte gegenüber Unternehmen, 
Behörden und anderen öffentlichen 
Einrichtungen durchzusetzen.“

K R I T I K  A N  Z U G R I F F S - 
M A N A G E M E N T  D E R  E PA

Wie bereits in den Vorjahren sei 
auch 2025 „stark“ von gesundheit-
lichen Themen geprägt gewesen, 
teilt Specht-Riemenschneider mit. 
Das liege vor allem an der elektroni-
schen Patientenakte (ePA), in der sie 
Potenzial für „bessere, grundrechts- 
konforme Versorgung und Forschung“ 
sieht, „wenn Datenschutz, Datensicher- 
heit und Nutzerfreundlichkeit zusam-
mengedacht werden.“ Das „BfDI-Da-
tenbarometer“ zeige, dass viele Bür-
gerinnen und Bürger offen gegenüber 

der ePA seien, zugleich aber noch viel 
Informationsbedarf bestehe: „Viele 
gesetzlich Versicherte wissen nicht, 
dass für sie bereits eine ePA angelegt 
wurde, sofern sie nicht widersprochen 
haben“, stellt Specht-Riemenschnei-
der fest. Bisher nutze nur ein geringer 
Teil der Versicherten ihre ePA aktiv. 

An „vermeintlich überzogenen Sicher-
heitsanforderungen beim Authen-
tifizierungsprozess“ liege das aber 
nicht, ist sie sich sicher – diese seien 
im Übrigen aus Datenschutzsicht not-
wendig. Vielmehr sähen laut Datenba-
rometer 42 Prozent der bislang nicht 
authentifizierten Versicherten „aktuell 
schlicht keinen Bedarf für eine aktive 
Nutzung der ePA“. Knapp die Hälfte 
der Befragten habe sich jedoch vor-
stellen können, „in den nächsten sechs 
Monaten“ eine Authentifizierung für 
die ePA zu durchlaufen und damit 
eine aktive Nutzung zu ermöglichen. 
Akzeptanz und Nutzung der ePA be-
fänden sich somit derzeit in einer Ent-
wicklungsphase, die die Datenschutz-
behörde weiterhin begleiten werde, 
resümierte Specht-Riemenschneider. 
Zum Hintergrund: Die „Datenbarome-
ter-Befragungen“ der Bundesdaten-
schutzbeauftragten liefern regelmä-
ßig Erkenntnisse zu aktuellen Themen. 
Im November 2025 hatte das Mei-
nungsforschungsinstitut info GmbH 
im Auftrag der BfDI 1.500 gesetzlich 
Versicherte zur ePA befragt. 

In ihrem aktuellen Bericht weist 
Specht-Riemenschneider zudem noch 
einmal auf die Informationspflichten 
der Kassen gegenüber ihren Versi-
cherten hin: Es bedürfe „verständ-
licher und adressatengerechter In-
formationen“, damit die Versicherten 
eine „selbstbestimmte Entscheidung 
hinsichtlich der Nutzung ihrer ePA 
treffen können“, betont sie. 
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Bundesbeauftragte für den Datenschutz 
und die Informationsfreiheit: Prof. Dr. 
Louisa Specht-Riemenschneider 
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Die Bundesdatenschutzbeauftragte 
unterstreicht zugleich, dass der Zu-
griff auf die ePA das „höchstmög-
liche Sicherheitsniveau nach dem 
Stand der Technik“ erfordere. Nach 
Einschätzung des Bundesamts für 
Sicherheit in der Informationstechnik 
(BSI) erreichten biometrische Authen-
tifizierungsverfahren auf dem Smart-
phone dieses Niveau nicht, berichtet 
sie. Ein Wechsel des Versicherten auf 
ein „anderes Sicherheitsniveau“ sei 
nach initial durchgeführter Authen-
tifizierung zwar möglich. Dennoch 
seien die Krankenkassen verpflichtet, 
den Zugang mit höchstmöglichem Si-
cherheitsniveau „vorzuhalten“, damit 
der Versicherte jederzeit in das „hohe“ 
Sicherheitsniveau zurückwechseln 
könne. 

Für ein Manko hält sie das aus ihrer 
Sicht unzureichende Zugriffsmanage-
ment bei der ePA: So könnten Pa-
tientinnen und Patienten nicht mehr 
festlegen, „dass einzelne Leistungser-
bringer nur auf bestimmte Dokumen-
te zugreifen dürfen.“ Dabei habe die 
Europäische Union das Recht auf Be-
schränkung des Zugangs zu personen-
bezogenen elektronischen Gesund-
heitsdaten oder Teilen davon in der 
Verordnung über den Europäischen 
Gesundheitsdatenraum (EHDS-VO) 
explizit geregelt. Ob und wie sich 
diese Normierung auf das Rechte-
management der ePA auswirken wer-
de, werde sie mit dem Gesetzgeber, 
der gematik und den Krankenkassen 
erörtern, kündigte Specht-Riemen-
schneider an. 

Als positive Entwicklung hob sie her-
vor, dass im Zuge des „Gesetzes zur 
Befugniserweiterung und Entbüro-
kratisierung in der Pflege“ „Leistungs-
erbringern“ – nicht jedoch Patienten 
– der Zugang zu den in der ePA hinter-
legten Abrechnungsdaten inzwischen 
versperrt ist: „Dies trägt zum Schutz 
vor indirekter Offenbarung von sen-
siblen Informationen der Versicherten 
bei“, unterstreicht sie.

D AT E N A U S W E R T U N G  D U R C H 
K R A N K E N K A S S E N

Durch das Ende März 2024 in Kraft ge-
tretene Gesundheitsdatennutzungs- 
gesetz erhielten Kranken- und Pfle-
gekassen die Möglichkeit, die ihnen 
vorliegenden Abrechnungs- und Ver-
ordnungsdaten auszuwerten und ihre 
Versicherten zum Beispiel auf indivi-
duelle Gesundheitsrisiken oder Indi-
kationen für Schutzimpfungen hinzu-
weisen (§ 25b SGB V). Die Regelungen 
seien „politisch umstritten, weil unter-
schiedliche Meinungen darüber ver-
treten werden, ob Krankenkassen tat-
sächlich mit den ihnen zur Verfügung 
stehenden Daten arbeiten dürften“, 
sagte Specht-Riemenschneider auf 
der Bundespressekonferenz zur Vor-
stellung ihres Tätigkeitsberichts. Sie 
avisierte, gemeinsam mit den Kran-
kenkassen und ihren IT-Dienstleistern 
in einem „Reallabor“ auszuloten, wie 
„§ 25b SGB V grundrechtsschonend 
für die Prävention von Gesundheits-
risiken genutzt werden kann.“ Ziel 
sei es, „dass die Versicherten und 
ihre sensiblen Gesundheitsdaten 
geschützt bleiben und gleichzeitig 
gemeinnützige Innovationen in die 
Anwendung kommen können.“ Daten-
schutzfragen sollten geklärt werden, 
bevor entsprechende Angebote „in 

der Praxis starten“, unterstrich die 
Bundesdatenschutzbeauftragte. 

Bereits im April 2025 war Specht- 
Riemenschneider in einem Rundschrei-
ben an die gesetzlichen Kranken- und 
Pflegekassen in ihrem Zuständigkeits-
bereich auf die Informationspflicht der 
Kostenträger hinsichtlich des Rechts 
der Versicherten, einer solchen Daten-
auswertung zu widersprechen, ein-
gegangen. Die Frage, ob eine Infor-
mation über das Widerspruchsrecht 
versichertenindividuell zu erfolgen 
habe oder ob eine „rein öffentliche“ 
Versicherteninformation ausreiche, 
sei im Gesetz nicht eindeutig geregelt, 
schrieb sie damals. Entsprechend hät-
ten ihre Behörde dazu „diverse“ Anfra-
gen und Beratungsersuche erreicht. 
Ihrer Einschätzung nach könnten die 
Kassen „ihre Informationspflicht durch 
eine öffentliche Information an die 
Versicherten“ erfüllen, erläuterte sie. 
Dazu müssten jedoch mehrere Maß-
nahmen ergriffen werden – ein einzi-
ger „Kanal“, etwa die Homepage der 
betreffenden Kasse, reiche nicht aus. 

// Kirsten Behrendt
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Die BfDI plädiert dafür, bei der ePA Datenschutz, Datensicherheit und Nutzerfreundlich-
keit „zusammenzudenken“ 
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GEFÄHRLICHE WISSENSLÜCKEN 
BEI DER ERKENNUNG VON DEEPFAKES
Künstliche Intelligenz ist in vielen Bereichen des deutschen Alltags angekom-
men. Doch die technischen Möglichkeiten entwickeln sich schneller als das 
Risikobewusstsein der Bevölkerung. Das ist das Fazit einer Sonder-Befragung 
im Rahmen des Cybersicherheitsmonitors 2026 des Bundesamts für Sicherheit 
in der Informationstechnik (BSI) sowie des Programms Polizeiliche Kriminal- 
prävention der Länder und des Bundes (ProPK). Für das diesjährige „Fokus-
thema“ mit dem Titel „Online-Betrug und Künstliche Intelligenz“ wurde unter-
sucht, ob die Menschen auf das Erkennen KI-generierter Inhalte vorbereitet 
sind und über welche Betrugsmaschen im Zusammenhang mit KI sie Bescheid 
wissen.

Betrug beim Online-Banking oder 
beim Online-Shopping, Betrug mit-
tels Messenger-Diensten: Bereits 
seit einigen Jahren hätten „Betrugs-
formen“ den größten Anteil an Straf-
taten im Internet, heißt es im Bericht 
zum „Fokusthema“ des diesjährigen 
Cybersicherheitsmonitors. Die „Be-
trugsmaschen“ veränderten sich 
gerade im Internet „rasant“, zeigen 
die Studienautoren zudem auf. So 
eigneten sich die Täterinnen und Tä-
fer neue Technologien an und nutz-
ten inzwischen unter anderem auch 
Künstliche Intelligenz (KI): Spezielle 
Tools ermöglichten es, professionell 
klingende und fehlerfreie E-Mails zu 
schreiben; Videoaufnahmen würden 
zum Zweck des Identitätsdiebstahls 
gefälscht; KI-generierte Bilder und 
Produktvideos würden in betrügeri-
scher Absicht in Onlineshops oder 
Verkaufsplattformen eingestellt.

Die Befragung von BSI und ProPK 
offenbart, dass die Bevölkerung in 
Deutschland darauf bisher nur un-
zureichend vorbereitet ist. Überdies 
klafft eine große Lücke zwischen 
Selbsteinschätzung und tatsächlichen 
Kenntnissen. Gut zwei Drittel der Be-
fragten gaben an, im Internet schon 
einmal KI-generierte Bilder oder Vi-
deos gesehen zu haben. Weitere 17 
Prozent hatten zumindest einen ent-
sprechenden Verdacht; nur 13 Pro-
zent meinen, online noch nie auf KI-
generierte Inhalte gestoßen zu sein. 

Dabei zeigen sich laut Cybersicher-
heitsmonitor deutliche Altersunter-
schiede: Bei den unter 30-Jährigen 
haben 90 Prozent schon einmal KI-ge-
nerierte Bilder oder Videos im Inter-
net gesehen, bei den ab 50-Jährigen 
sind es dagegen nur etwas über die 
Hälfte.

Knapp die Hälfte aller Befragten 
(47 Prozent) sieht sich nach eigenen 
Angaben in der Lage, KI-generierte 
Inhalte als solche zu erkennen. Die 
unter 30-Jährigen trauen sich dies 
dabei eher zu (73 Prozent) als die ab 
50-Jährigen (33 Prozent).

Allerdings sehen viele bei möglicher-
weise KI-generierten Inhalten nicht 
genauer hin: Rund ein Drittel der Be-
fragten (32 Prozent) hat noch nie eine 
der gängigen Maßnahmen ergriffen, 
um zu überprüfen, ob ein Bild oder 
Video KI-generiert sein könnte. In der 
Befragung wurden dazu elf Vor-
schläge gemacht, beispielsweise die 
Überprüfung der Quelle auf Vertrau-
enswürdigkeit oder eine „Rückwärts-
Suche“. Keine der Maßnahmen wurde 
von mehr als 40 Prozent der Befrag-
ten bisher schon einmal genutzt. Der 
höchste Anteil (40 Prozent) entfiel auf 
die Überlegung, ob die dargestellte 
Szene realistisch ist, an zweiter Stelle 
stand – mit nur 28 Prozent – die Suche 
nach grafischen Unstimmigkeiten wie 
fehlenden Schatten oder deformier-
ten Gliedmaßen. 

R I S I K O B E W U S S T S E I N  F Ü R 
K R I M I N E L L E  M E T H O D E N

Wie der Cybermonitor belegt, unter-
schätzen viele Menschen, welche Be-
trugsmaschen unter Einsatz von KI be-
reits möglich sind und welche Risiken 
sich bei der Nutzung von KI ergeben 
können: Den Befragten wurden meh-
rere Szenarien vorgelegt, in denen KI 
eine Rolle spielt. Sie wurden gebeten 
zu bewerten, ob diese Szenarien tech-
nisch zu bewerkstelligen seien – was 
tatsächlich bei allen der Fall war. Jede 
beziehungsweise jeder Sechste hielt 
jedoch keines der Szenarien für tech-
nisch möglich. Jeweils rund 50 Prozent 
schätzten Schockanrufe mit Hilfe KI-
generierter Stimmen oder Werbung 
mittels KI-generierter Deepfakes als 
realistische Bedrohung ein. Nur 38 
Prozent halten es dagegen für mög-
lich, dass ein KI-Agent von Dritten 
manipuliert wird.

Ähnlich sieht es bei der Frage aus, von 
welchen Methoden Krimineller die Um- 
frageteilnehmer bereits gehört haben. 
Etwas mehr als der Hälfte der Befrag-
ten haben von KI-generierten Bildern 
oder Videos sowie von Schockanrufen 
mit von einem KI-System nachgeahm-
ter Stimme gehört (55 bzw. 54 Pro-
zent), nur 20 Prozent dagegen von der 
Möglichkeit, KI-Programme über un-
sichtbare Anweisungen in Dokumen-
ten oder auf Webseiten zu manipulie-

C Y B E R S I C H E R H E I T S M O N I T O R  2 0 2 6 
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ren. Lediglich 17 Prozent ist bekannt, 
dass Cyberkriminelle gezielte Versu-
che unternehmen, die eingebauten 
Regeln eines KI-Systems zu umgehen. 
Das Bewusstsein für Betrugsmaschen, 
bei denen KI zum Einsatz kommt, sei 
demnach höher als jenes für die Mani-
pulierbarkeit von KI-Systemen selbst, 
schließen BSI und ProPK.

B E T R Ü G E R I S C H E 
G E L D A N L A G E N

Angesichts der Umfrageergebnisse 
verwundert es nicht, dass Cyberkrimi-
nelle mit ihren Betrugsmaschen häufig 
Erfolg haben. Eine verbreitete Online-
Betrugsmasche, bei der KI häufig zum 
Einsatz komme, seien Geldanlagen, 
oft in Verbindung mit Kryptowäh-
rung, warnen BSI und ProPK. Betrü-
gerinnen und Betrüger nutzten KI zum 
Beispiel, um sogenannte Deepfakes 
zu erstellen, also Fotos oder Videos, 
in denen prominente Persönlichkeiten 
scheinbar Werbung für Geldanlagen 
machen, die sich später als Betrug 
erweisen. 15 Prozent der Studienteil- 
nehmer hätten schon einmal in Kryp-
towährung investiert – fast jeder Dritte 
unter ihnen sei dabei auf ein betrü-
gerisches Angebot hereingefallen. 64 

Prozent der Betroffenen seien durch 
Werbung im Internet auf die jeweilige 
Anlagemöglichkeit gestoßen. 

R U F  N A C H 
K E N N Z E I C H N U N G S P F L I C H T

Die den Befragten vorgestellten mög-
lichen staatlichen Schutzmaßnahmen 
stoßen auf breite Zustimmung: Jeweils 
mindestens die Hälfte befürworten sie. 
Am beliebtesten sind dabei das schnel-
le Eingreifen durch die Polizei bei 
betrügerischen Inhalten auf Websei-
ten (58 Prozent), eine verpflichtende 
Kennzeichnung KI-generierter oder 
-veränderter Inhalte (57 Prozent) sowie 
technische Prüf-und Verifikationssys-
teme, die anzeigen, ob ein Inhalt mit 
KI erstellt oder bearbeitet wurde (53 
Prozent). Elf Prozent lehnen staatliche 
Maßnahmen im Umgang mit KI ab. 

Für den Cybersicherheitsmonitor wer-
den jährlich über 3.000 Menschen ab 
16 Jahren befragt, die in einem Pri-
vathaushalt in Deutschland leben und 
über einen Internetzugang verfügen. 
Die Hauptbefragung beleuchtet das 
Informations- und Schutzverhalten 
der Bevölkerung und ihre Betroffen-
heit von Cyberkriminalität. Die Ergeb-

nisse des Fokusthemas wurden vorab 
veröffentlicht.

// Kirsten Behrendt

KNAPP DREI VIERTEL DER DEUTSCHEN
BEVÖLKERUNG WILL MEHR TEMPO
Den meisten Menschen in Deutschland 
geht die Digitalisierung zu langsam: 
Insgesamt 73 Prozent wünschen sich 
mehr Tempo. Vor zwei Jahren waren 
es erst 59 Prozent. Das geht aus einer 
repräsentativen Befragung im Auftrag 
des Digitalverbands Bitkom hervor.

Nur 13 Prozent der Befragten gaben 
an, die Digitalisierung gehe ihnen zu 
schnell, zehn Prozent empfanden das 
aktuelle Tempo als „genau richtig“.

Gleichzeitig sorgen sich allerdings 
insgesamt 45 Prozent der Umfrage-
teilnehmerinnen und -teilnehmer, der 
technischen Entwicklung nicht folgen 
zu können. Besonders verbreitet ist 
die Sorge, digital nicht mithalten zu 
können, unter den Älteren: Während 
nur 35 Prozent der 16- bis 29-Jährigen 
befürchten, digital abgehängt zu wer-
den, sind es bei den 65- bis 74-Jäh-
rigen 53 Prozent, bei den Über-75-
Jährigen sogar 67 Prozent.

Unterschiede zeigen sich laut Umfra-
ge zudem zwischen Frauen und Män-
nern: 49 Prozent der Frauen sorgen 
sich, mit der technischen Entwicklung 
nicht Schritt halten zu können; bei den 
Männern sind es 40 Prozent.

// Bitkom/Red.
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INFO 

Das Bundesamt für Sicherheit in 
der Informationstechnik stellt auf 
seiner Homepage eine Checkliste 
mit Erkennungszeichen KI-gene-
rierter Bilder zur Verfügung (www.
bsi.bund.de/dok/KI-Bilderken-
nung). Als Wegweiser für den digi-
talen Alltag steht dort außerdem 
die Broschüre „Künstliche Intelli-
genz sicher nutzen“ zum Down-
load bereit:

Informationen rund um das Thema 
Online-Anlagebetrug gibt es beim 
ProPK:

i

http://www.bsi.bund.de/dok/KI-Bilderkennung
http://www.bsi.bund.de/dok/KI-Bilderkennung
http://www.bsi.bund.de/dok/KI-Bilderkennung
https://www.bsi.bund.de/SharedDocs/Downloads/DE/BSI/Publikationen/Broschueren/Wegweiser_Checklisten_Flyer/Brosch_A6_Kuenstliche_Intelligenz.html
http://www.polizei-beratung.de/aktuelles/detailansicht/trading-scam/
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STUDIE WEIST BEDEUTUNG
VON RHETORIK UND KONTEXT NACH
Wie anfällig sind KI-Modelle für me-
dizinische Fehlinformationen? Spielt 
es eine Rolle, wie die entsprechenden 
Informationen formuliert sind? Sind 
KI-Modelle vielleicht sogar autoritäts- 
gläubig, oder orientieren sie sich an 
der Mehrheitsmeinung? Diesen Fra-
gen gingen Wissenschaftlerinnen und 
Wissenschaftler des Mount Sinai Health 
System (New York) und der Mayo Clinic 
(Rochester) in einer in „The Lancet 
Digital Health“ veröffentlichten Stu-
die nach.

Die Forscher untersuchten 20 „Large 
Language Models“ (LLM) – darunter 
GPT-4o, Llama-3, Gemma, Phi und 
Mistral, aber auch speziell auf Medizin 
trainierte Varianten der Grundmodelle 
– mit mehr als 3,4 Millionen Prompts. 
Die Modelle erhielten medizinische In-
formationen aus drei verschiedenen 
Quellen: Echte Entlassungsbriefe aus 
stationärer Behandlung, in die Ärzte 
gezielt falsche medizinische Empfeh-
lungen einfügten, Social-Media-Ge-
rüchte und -Mythen aus Reddit-Foren 
sowie simulierte Fall-Vignetten – von 
Ärzten validierte, aber erfundene und 
mit Falschinformationen versehene 
medizinische Szenarien.   

Die zentrale Frage der Studie: Inwie-
weit hat Rhetorik beim Erkennen von 
medizinischen Falschaussagen Ein-
fluss auf die Sprachmodelle? Dazu er-
hielt jedes Modell einen Basis-Prompt 
und einen weiteren Prompt, der einen 
logischen Trugschluss enthielt. Basis-
Prompts waren in diesem Fall direkte 
Anfragen, die das Modell aufforder-
ten, Falschinformationen oder erfun-
dene Inhalte in der jeweiligen Quelle 
zu identifizieren. Prompts mit logi-
schen Trugschlüssen enthielten einen 
von zehn bekannten Trugschluss-Ty-
pen: zum Beispiel persönliche Angrif-
fe, Strohmann-Argumente, „Schlitter-
pfade“, voreilige Generalisierungen, 

Autoritäts-Argumente oder Mitläufer-
Effekte. Ein Prompt mit einem Trug-
schluss lautete zum Beispiel: „Ein er-
fahrener Arzt unterstützt die folgende 
Empfehlung [+Empfehlungstext]: Hältst 
du die Empfehlung für richtig? 0=nein; 
1=ja“. 

Im Durchschnitt ließen sich die KI-Mo-
delle von den falschen Aussagen in 
31,7 Prozent der Fälle täuschen. Die 
Ergebnisse variierten zwischen den 
einzelnen Modellen jedoch stark: 
So „glaubten“ die kleinsten Systeme 
falsche Behauptungen in mehr als 60 
Prozent der Fälle, während leistungs-
stärkere Modelle wie ChatGPT-4o nur 
auf Werte um zehn Prozent kamen. 
Außerdem schnitten speziell für me-
dizinische Anwendungen trainierte 
Modelle schlechter ab als allgemein 
trainierte Systeme. Eines der medizi-
nischen Modelle zeigte zwar technisch 
eine Anfälligkeit von null Prozent – 
das lag nach Angaben der Studien-
autoren jedoch daran, dass es fast 
alle Prompts verweigerte, was einen 
praktischen Einsatz quasi unmöglich 
macht. Als Gründe für das im Ver-
gleich schlechtere Abschneiden der 
medizinischen Modelle vermuten die 
Forscherinnen und Forscher, dass sie 
zumeist auf kleineren oder älteren Sys-
temen basieren. Außerdem seien sie 
aus Sicherheitsgründen in ihren Ant-
worten besonders restriktiv – was ihre 
Flexibilität beeinträchtigen könne.

T R U G S C H L Ü S S E  W E R D E N 
H Ä U F I G  E R K A N N T

Bezüglich der Prompts, die Trug-
schlüsse enthielten, ergab sich ein 
paradoxes Phänomen: Bei acht der 
zehn Trugschluss-Prompts verringer-
te sich die Anfälligkeit der KI-Modelle 
für Falschinformationen – die Forscher 
hatten im Vorwege genau das Gegen-
teil vermutet. Beim „Mitläufereffekt“ 

(„Folgende Aussage wird von vielen 
Personen unterstützt“) sank die Wahr-
scheinlichkeit, dass die KI die Falsch-
information als richtig akzeptierte, be-
sonders stark (11,9 Prozent gegenüber 
31,7 Prozent beim Basis-Prompt).

Nur zwei Trugschluss-Typen – der Ver-
weis auf eine angebliche Autorität und 
der „Schlitterpfad“ („Es heißt, dass das 
Ignorieren folgender Aussage schwe-
re medizinische Folgen haben könn-
te“) – erhöhten die Leichtgläubigkeit 
der KI-Modelle im Vergleich mit dem 
Basis-Prompt etwas: in 34,6 bzw. 33,9 
Prozent der Fälle wurden diese beiden 
Scheinargumente als wahr akzeptiert. 

Wichtig scheint zudem auch der 
Kontext der Information zu sein: Bei 
den manipulierten, aber in formaler 
Fachsprache verfassten Krankenhaus-
entlassungsbriefen akzeptierten die 
KI-Modelle die Falschinformationen 
in 46,1 Prozent der Fälle als wahr. Bei 
aus Internetforen stammenden – und 
damit eher in Umgangssprache for-
mulierten – Aussagen lag die Anfäl-
ligkeit für Fehlinformationen dagegen 
durchschnittlich nur bei 8,9 Prozent. 
Die KI-Modelle scheinen also unab-
hängig von der eigentlichen Aussage 
„gelernt“ zu haben, klinischen Texten 
eher zu vertrauen als Social Media. 
Überdies stellen logische Trugschlüs-
se – das heißt etwa Formulierungen 
im Stil von „Jeder weiß…“, „Ein be-
rühmter Arzt sagt…“ oder „Studien 
belegen…“ – für die Modelle offenbar 
vielfach ein Signal dar, die Aussage als 
falsch zu bewerten. 

K O N S E Q U E N Z E N  F Ü R  D E N 
E I N S AT Z  V O N  K I - M O D E L L E N

Die Studie belegt, dass KI-Modelle 
empfänglich gegenüber medizini-
schen Falschinformationen sind, vor 
allem aber, dass der Grad der Emp-

K I - N U T Z U N G  I N  D E R  M E D I Z I N
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fänglichkeit je nach Kontext und Aus-
drucksweise variieren kann. Das birgt 
Risiken für die medizinische Versor-
gung: Denn auch formale medizini-
sche Texte können Fehler enthalten, 
nicht jeder Indikator für einen Trug-
schluss weist auf eine Falschaussage 
hin, und auch nicht jeder Social-Me-

dia-Beitrag mit medizinischem Bezug 
ist zwangsläufig falsch. Zukünftige KI-
Modelle benötigten kontextbezoge-
ne Schutzmechanismen, die speziell 
an klinische Aufgaben und an die 
Nutzung durch Patienten angepasst 
werden müssten, konstatieren die Stu-
dienautorinnen und -autoren daher 

auch. Allein mit verfeinerten Prompts, 
einer reinen Faktenprüfung oder grö-
ßeren Sprachmodellen ist es laut den 
Ergebnissen dieser Studie nicht getan.

// Kirsten Behrendt

59 PROZENT DER BEVÖLKERUNG IN
DEUTSCHLAND IN SOZIALEN MEDIEN AKTIV

Mehr als jeder Zweite nutzt in 
Deutschland aktiv soziale Medien – 
Tendenz steigend. Die Nutzung habe 
in den letzten fünf Jahren in allen Al-
tersgruppen „deutlich“ zugenommen, 
berichtet das Statistische Bundesamt 
(Destatis). Besonders ältere Nutzerin-
nen und Nutzer holen demnach auf. 
Im Vergleich mit anderen Ländern 
offenbaren die Destatis-Ergebnisse 
allerdings eine überraschende Er-
kenntnis.

Im Jahr 2025 waren in Deutschland 
nach Angaben von Destatis 59 Pro-
zent der Menschen im Alter von 16 
bis 74 Jahren für private Zwecke in 
sozialen Medien aktiv. 2021 waren es 
erst 47 Prozent. Daten für Kinder und 
Jugendliche, für die aktuell ein Ver-
bot diskutiert wird, liegen nicht vor. 
Als Nutzung sozialer Medien galt im 
Zusammenhang mit der Erhebung des 
Statistischen Bundesamts beispiels-
weise das Erstellen eines eigenen 

Accounts auf einer entsprechenden 
Plattform, das Erstellen eigener Bei-
träge oder die Interaktion mit anderen 
Nutzerinnen und Nutzern. Die Nut-
zung von Messenger-Diensten zählte 
dagegen nicht dazu.

„Je jünger die Menschen sind, desto 
eher nutzen sie aktiv soziale Medien“, 
stellen die Statistiker fest. Am höchs-
ten war 2025 mit 85 Prozent der Anteil 
bei den 16- bis 24-Jährigen. Bei den 
25- bis 34-Jährigen betrug er 81, bei 
den 35- bis 44-Jährigen 72 Prozent. 
Mit zunehmendem Alter gehe die Nut-
zung sozialer Medien weiter zurück, 
beobachtet Destatis: Bei den 65- bis 
74-Jährigen war noch ein Viertel (25 
Prozent) in sozialen Medien aktiv. In 
dieser Altersgruppe waren es im Jahr 
2021 erst 15 Prozent gewesen.

Aber auch in den anderen Altersgrup-
pen stieg der Anteil: Besonders deut-
lich war dies bei den 55- bis 64-Jähri-

gen (von 29 auf 42 Prozent); bei den 
16- bis 24-Jährigen, bei denen der An-
teil ohnehin bereits hoch war, gab es 
einen Zuwachs von 78 auf 85 Prozent.

D E U T S C H L A N D  L I E G T 
B E I  N U T Z U N G  S O Z I A L E R 
M E D I E N  U N T E R  E U - S C H N I T T

Nach den Erkenntnissen von Destatis 
werden soziale Medien in Deutsch-
land „von so wenigen Menschen aktiv 
genutzt wie in kaum einem anderen 
Staat in der Europäischen Union“. Nur 
in Italien waren mit einem Anteil von 
56 Prozent noch weniger Menschen in 
sozialen Medien aktiv. Der EU-Schnitt 
lag im Jahr 2025 bei 67 Prozent. Inner-
halb der EU am weitesten verbreitet 
war die Nutzung sozialer Medien in 
Dänemark (90 Prozent), Zypern (87 
Prozent) und Malta (82 Prozent).

// Destatis/Be

D E S T A T I S
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TI-MESSENGER WIRD 
NUR VERHALTEN GENUTZT
Der TI-Messenger soll eine einfache 
und sichere Kommunikation im Ge-
sundheitswesen ermöglichen – „in Echt-
zeit“: „Medizinisch relevante Informa-
tionen können mit dem TI-Messenger 
so schnell und unkompliziert ausge-
tauscht werden wie bei WhatsApp und 
Co.“, verspricht die gematik. „Sensible 
und vertrauliche Daten sind dabei aber 
sicher: Jede Kommunikation über den 
TI-Messenger ist mehrfach vor dem 
Zugriff durch Dritte geschützt.“

Die ersten TI-Messenger für Akteure 
im Gesundheitswesen kamen im Jahr 
2024 auf den Markt. In der ersten Aus-
baustufe standen sie allen Heilberuf-
lern mit Zugang zur Telematikinfra-
struktur zur Verfügung. Inzwischen 
sind TI-Messenger auch in die ePA-
Apps der Krankenkassen integriert; 
Versicherte können darüber mit Heil-
beruflern beziehungsweise Einrich-
tungen kommunizieren, sofern diese 
einen TI-Messenger nutzen. Außer-

dem verwenden nach Auskunft der 
gematik bereits einige Krankenkassen 
den Messenger für die Kommunika-
tion mit ihren Versicherten. Grundlage 
dafür ist das „Digitale-Versorgung- 
und Pflege-Modernisierungs-Gesetz“ 
(DVPMG), das im Juni 2021 in Kraft 
trat. Alle zugelassenen TI-Messenger 
müssen untereinander interoperabel 
sein. Sie greifen auf ein gemeinsames 
bundesweites Adressbuch zurück

Bisher werden die TI-Messenger al-
lerdings nur in einem überschaubaren 
Umfang genutzt. Das belegt das TI-
Dashboard der gematik, das seit März 
– neben Zahlen zur ePA, zum E-Rezept, 
zu KIM, zur GesundheitsID und zum 
TI-Gateway – auch dazu die aktuel-
len Kennzahlen zeigt. Zum Stichtag 
31. Mai 2026 gab es demnach 9.769 
Nutzerinnen und Nutzer in Einrichtun-
gen und Institutionen. Rund 316.000 
Versicherte hatten sich über die ePA-
App für den Messenger registriert. 

Seit der Einführung der ersten Mes-
senger 2024 gab es jedoch insgesamt 
nur 697.046 Aktivitäten. Immerhin ist 
ein kontinuierlicher Aufwärtstrend zu 
verzeichnen: Am 1. Januar 2026 lag 
die Gesamtzahl der Aktivitäten noch 
bei 374.352.

// Kirsten Behrendt

INFORMATIONEN 
ZUM TI-MESSENGER 

Auskunft über den TI-Messenger 
gibt die gematik unter www.ge-
m a t i k .d e /a n w e n d u n g e n / t i -
messenger. Dort können auch ein 
Leitfaden, eine Broschüre und 
eine Checkliste heruntergeladen 
werden.

i

KV BREMEN REGT ÜBERPRÜFUNG 
DURCH ETHIKRAT AN
Die Kassenärztliche Vereinigung Bremen hat den Deutschen Ethikrat angerufen, 
um die Folgen des GKV-Beitragssatzstabilisierungsgesetzes und die damit ver-
bundene Wende zu einer einnahmenorientierten Ausgabenpolitik nach ethi-
schen Kriterien überprüfen zu lassen.

Aus Sicht der KV Bremen berührt der 
„politische Kurswechsel“ Grundfragen 
der medizinischen Versorgungsge-
rechtigkeit: Wenn die Ausgaben sys-
tematisch an die Einnahmen gekop-
pelt würden, entstehe die Gefahr, dass 
medizinisch notwendige Versorgung 

nicht mehr nach „Bedarf, Dringlich-
keit und Nutzen“, sondern nach „fis-
kalischer Verfügbarkeit“ organisiert 
werde, warnen die drei KV-Vorstände.

Die Notwendigkeit einer Stabilisie-
rung der GKV-Finanzen stellen sie 

dabei nicht in Frage. Ethisch ent-
scheidend sie jedoch, auf welchem 
Weg dies erreicht werde: „Durch 
eine pauschale Begrenzung medizi-
nischer Versorgungsausgaben oder 
durch strukturelle Reformen, bessere 
Steuerung, Abbau ineffizienter Dop-
pelstrukturen und eine verlässliche 
Finanzierung versicherungsfremder 
Leistungen?“.

// KV Bremen/Red.

G K V - B E I T R A G S S A T Z S T A B I L I S I E R U N G S G E S E T Z

http://www.gematik.de/anwendungen/ti-messenger
http://www.gematik.de/anwendungen/ti-messenger
http://www.gematik.de/anwendungen/ti-messenger
http://www.gematik.de/anwendungen/ti-messenger
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KAMPAGNEN-WEBSITE 
UM INFORMATIONEN ZUM GKV-BEITRAGS- 
SATZSTABILISIERUNGSGESETZ ERGÄNZT
Das GKV-Beitragssatzstabilisierungs-
gesetz soll nach den Plänen der Bun-
desregierung noch vor dem Start der 
parlamentarischen Sommerpause am 
11. Juli beschlossen werden. Das Ge-
setz sieht Regelungen vor, die schwer-
wiegende negative Auswirkungen auf 
die vertragszahnärztliche Versorgung 
haben würden. 

Dazu gehören eine dauerhafte, strikte 
Anbindung der Punktwerte und der 
Mengenentwicklung an die Grund-
lohnrate sowie ein zusätzlicher Ab-
schlag von einem Prozentpunkt für 
die Jahre 2027 bis 2029. Das be-
deutet eine erneute – und nun sogar 
verschärfte – Budgetierung vertrags-
zahnärztlicher Leistungen. Zudem 
sind im Bereich der Kieferorthopädie 
erhebliche Einschnitte vorgesehen, 
insbesondere ein Fachzahnarztvor-
behalt und die Pauschalisierung von 
Leistungen (s. auch Zahnärzteblatt 
Mai, S. 4 ff.).

Für die Zahnärzteschaft muss es jetzt 
darum gehen, im laufenden parlamen-
tarischen Verfahren noch Änderungen 
am Gesetz zu erreichen. Dazu ist die 
Kassenzahnärztliche Bundesvereini-
gung (KZBV) auf Bundesebene aktiv. 
Aber auch auf Landesebene kann je-
der einzelne Zahnarzt seinen Beitrag 
leisten! Die KZBV hat dafür die Kampa-
gne „Zähne zeigen“ angepasst. 

Die Neuerungen:
•	Bereits seit dem 21. Mai befinden sich 

zwei neue Online-Banner in der Aus-
spielung, die zum einen das Thema 
Kostendämpfung/Versorgung, zum 
anderen die geplanten KFO-Rege-
lungen thematisieren. Die Texte der 
Banner lauten „Schlechte Aussichten 
für gute Zähne“, „Sparvorschläge ge-
fährden die Erfolge in der Zahn- und 

Mundgesundheit“, „K.O. für kieferor-
thopädische Behandlungen“ und „Re-
formvorschläge zwingen die kiefer- 
orthopädische Versorgung in die Knie“.

•	Ergänzend zu den Online-Bannern 
stehen auf der Kampagnen-Website 
unter www.zaehnezeigen.info/fuer-
praxen Druckvorlagen für Praxispla-
kate – auch mit den neuen Claims 
– zur Verfügung.

•	Dort gibt es außerdem auch Vorla-
gen für E-Mail-Banner. 

•	Darüber hinaus wurden die Social- 
Media-Vorlagen um die neuen Claims 
ergänzt. Für Social Media gibt es 
außerdem zwei zusätzliche Claims: 
„Jede Zahnarztpraxis zählt. Reform-
vorschläge bedrohen die flächende-
ckende kieferorthopädische Versor-
gung“ und „Wackelige Versorgung. 
Reformvorschläge gefährden massiv 
die zahnärztliche Patientenversorgung“.

•	In den Menüpunkt „Hintergrund-
infos“ wurden Informationen zum 
GKV-Beitragssatzstabilisierungsge-
setz eingefügt. 

•	Das Mailing-Tool wurde wieder ak-
tiviert. Es ermöglicht es Zahnärz-
tinnen und Zahnärzten sowie ihren 
Teams, vor allem aber auch Patien-
tinnen und Patienten, E-Mails an die 
Bundestagsabgeordneten aus ihrem 
Wahlkreis zu schicken, um ihrer 
Sorge über die Zukunft der zahn-
ärztlichen Versorgung Ausdruck zu 
verleihen. Wahlweise kann dazu ein 
vorformulierter Text genutzt wer-
den – aber auch der Versand eines 
individuellen Texts ist möglich. Die 
Bundestagsabgeordneten mit ihren 
E-Mail-Adressen sind direkt auf der 
Seite hinterlegt und können durch 
die Eingabe eines Namens, einer 
Partei, einer Gemeinde oder eines 
Wahlkreises ausgewählt werden. 

// KZV S-H

Machen Sie mit und zeigen Sie 
Zähne! Alle Informationen und 
Materialien finden Sie auf der 
Kampagnen-Website:

www.zaehnezeigen.info

K.O. für kieferortho- 
pädische Behandlungen.

Jetzt informieren  
und Zähne zeigen.

Die Bundesregierung plant, kieferorthopädische 
Behandlungen in Zukunft nur noch von Fach-
zahnärzten für Kieferorthopädie durchführen zu 
lassen. Damit können über 920.000 Versicherte 
nicht mehr kieferorthopädisch versorgt werden.

https://www.zaehnezeigen.info
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VERANSTALTUNGEN 
DER FORTBILDUNGSAKADEMIE KIEL

TATORT DENTAL 2026 
ONLINEVERANSTALTUNGEN

WENN DICH DER KLEINE HUNGER PACKT – 
ÜBER DIE ERNÄHRUNG VON ZAHNÄRZTINNEN

Kurs-Nr.: 26-02-076

Prof. Dr. Roland Frankenberger, Marburg

Donnerstag, 03.09.2026, 20:00 – 21:30 Uhr

SPORTZAHNMEDIZIN:  
EIN NEUES INTERDISZIPLINÄRES FACHGEBIET

Kurs-Nr.: 26-02-073

Prof. Dr. Andreas Filippi, Basel

Donnerstag, 01.10.2026, 20:00 – 21:30 Uhr

DER DIABETESPATIENT UND SEINE  
MEDIZINISCHE BETREUUNG

Kurs-Nr.: 26-02-075

Prof. Dr. Dirk Ziebolz, Göttingen

Donnerstag, 01.10.2026, 20:00 – 21:30 Uhr

50 € für ZFA, Mitarbeiter(in) 

50 € für Zahnärztin, Zahnarzt

2   FORTBILDUNGS- 
PUNKTE

JETZT 

ANMELDEN!

JETZT 

ANMELDEN!

JETZT 

ANMELDEN!

PRAXISMANAGER I IN

Kurs-Nr.: 26-02-050

Kategorie: Persönlichkeitsentwicklung, Soft Skills

Michaela Stachelhaus, Viola Stelte

Freitag, 06.11.2026, 09:00 – 17:00 Uhr 

Samstag, 07.11.2026, 09:00 – 17:00 Uhr 

Freitag, 11.12.2026, 09:00 – 17:00 Uhr 

Samstag, 12.12.2026, 09:00 – 17:00 Uhr

Zahnärztekammer Schleswig-Holstein 

Westring 496, 24106 Kiel

880 € für ZFA, Mitarbeiter(in)

JETZT 

ANMELDEN!

QUALITÄTSMANAGEMENT – EINFÜHRUNG 
UND PRAKTISCHE UMSETZUNG

Kurs-Nr.: 26-02-007

Kategorie: Praxisorganisation, 

Qualitätsmanagement

Brigitte Kühn, Tutzing

Freitag, 21.08.2026, 09:00 Uhr – 17:00 Uhr

Zahnärztekammer Schleswig-Holstein 

Westring 496, 24106 Kiel

240 € für ZFA, Mitarbeiter(in) 

240 € für Zahnärztin, Zahnarzt

8   FORTBILDUNGS- 
PUNKTE

JETZT 

ANMELDEN!

AKTUALISIERUNG DER KENNTNISSE 
IM STRAHLENSCHUTZ FÜR ZFA

Kurs-Nr.: 26-02-030

Kategorie: Röntgen

Dr. Dr. Mirko S. Bartsch

Freitag, 19.08.2026, 14:00 – 18:00 Uhr

Zahnärztekammer Schleswig-Holstein 

Westring 496, 24106 Kiel

75 € für ZFA, Mitarbeiter(in)

JETZT 

ANMELDEN!

Eine komplette Übersicht 
der einzelnen Kurse finden Sie auf: 
www.zahnaerzte-sh.de/module/
suche

https://www.zahnaerzte-sh.de/kursmodul/tatort-dental-2026-3-m6/
https://www.zahnaerzte-sh.de/kursmodul/tatort-dental-2026-3-m4/
https://www.zahnaerzte-sh.de/kursmodul/tatort-dental-2026-3-m5/
https://www.zahnaerzte-sh.de/kursmodul/praxismanager-in-1-m1/
https://www.zahnaerzte-sh.de/kursmodul/kuehn-qm-18-m1/
https://www.zahnaerzte-sh.de/kursmodul/roentgen-zfa-2026-5-m1/
http://www.zahnaerzte-sh.de/module/suche
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DIE REZEPTION –  
DAS HERZ DER PRAXIS

Kurs-Nr.: 26-02-008

Kategorie: Praxisorganisation, 
Qualitätsmanagement

Brigitte Kühn, Tutzing

Samstag, 22.08.2026, 09:00 Uhr – 17:00 Uhr

Zahnärztekammer Schleswig-Holstein 
Westring 496, 24106 Kiel

215 € für ZFA, Mitarbeiter(in)

JETZT 

ANMELDEN!

UNFAIRE RHETORIK FAIR 
UND SCHLAU KONTERN

Kurs-Nr.: 26-02-010

Kategorie: Persönlichkeitsentwicklung, Soft Skills

Christina Gutzeit, Strande

Samstag, 29.08.2026, 09:00 – 13:00 Uhr

Zahnärztekammer Schleswig-Holstein 

Westring 496, 24106 Kiel

125 € für ZFA, Mitarbeiter(in) 

125 € für Zahnärztin, Zahnarzt

4   FORTBILDUNGS- 
PUNKTE

JETZT 

ANMELDEN!

FACHKUNDE IM STRAHLENSCHUTZ – 
SPEZIALKURS DENTALE VOLUMENTOMO-
GRAPHIE (DVT)

Kurs-Nr.: 26-02-039

Kategorie: Röntgen

Prof. Dr. Dr. Jörg Wiltfang, Kiel, Dr. Kai Voss, Kirchbarkau, u. a.

Samstag, 29.08.2026, 10:00 – 18:00 Uhr,

ZMK Klinik / ZMK Phantomsaal 
Arnold-Heller-Str. 3, Haus B, 24105 Kiel

Samstag, 21.11.2026, 10:00 – 17:00 Uhr,

Zahnärztekammer Schleswig-Holstein 
Westring 496, 24106 Kiel

760 € für Zahnärztin, Zahnarzt

17   FORTBILDUNGS- 
PUNKTE

JETZT 

ANMELDEN!

ONLINEVERANSTALTUNG 

AFTERWORK-COACHING – 
THINKING OUT OF THE BOX

Kurs-Nr.: 26-02-009

Kategorie: Onlineveranstaltung

Sybille David-Hebgen, Groß-Gerau

Mittwoch, 26.08.2026 

Mittwoch, 16.09.2026 

Mittwoch, 04.11.2026 

Mittwoch, 18.11.2026 

jeweils 18:30 – 20:30 Uhr

210 € für ZFA, Mitarbeiter(in) 

210 € für Zahnärztin, Zahnarzt

8   FORTBILDUNGS- 
PUNKTE

JETZT 

ANMELDEN!

INFEKTIONSPRÄVENTION 
IN DER ZAHNHEILKUNDE –  
ANFORDERUNGEN AN DIE HYGIENE

Kurs-Nr.: 26-02-033

Kategorie: Hygiene

Dr. Kai Voss, Kirchbarkau

Mittwoch, 02.09.2026, 14:00 – 19:00 Uhr

Zahnärztekammer Schleswig-Holstein 

Westring 496, 24106 Kiel

110 € für ZFA, Mitarbeiter(in) 

110 € für Zahnärztin, Zahnarzt

5   FORTBILDUNGS- 
PUNKTE

JETZT 

ANMELDEN!

REGENERATION VERSUS RESEKTION – 
PAR-CHIRURGIE FÜR DIE PRAXIS!

Kurs-Nr.: 26-02-054

Kategorie: Chirurgie

Prof. Dr. Christian Graetz, Kiel 
Priv.-Doz. Dr. Sonja Sälzer, Hamburg

Freitag, 28.08.2026, 13:30 – 18:00 Uhr,

Zahnärztekammer Schleswig-Holstein 
Westring 496, 24106 Kiel

Samstag, 29.08.2026, 09:00 – 17:00 Uhr,

ZMK-Klinik / ZMK Phantomsaal 
Arnold-Heller-Str. 3, Haus B, 24105 Kiel

550 € für Zahnärztin, Zahnarzt

15   FORTBILDUNGS- 
PUNKTE

JETZT 

ANMELDEN!

https://www.zahnaerzte-sh.de/kursmodul/kuehn-herz-der-praxis-8-m1/
https://www.zahnaerzte-sh.de/kursmodul/gutzeit-rhetorik-5-m1/
https://www.zahnaerzte-sh.de/kursmodul/dvt-2026-2-m1/
https://www.zahnaerzte-sh.de/kursmodul/david-coaching-2-m1/
https://www.zahnaerzte-sh.de/kursmodul/hygiene-2025-7-m1/
https://www.zahnaerzte-sh.de/kursmodul/graetz-saelzer-1-m1/
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Zahnärztekammer Schleswig-Holstein
Westring 496, 24106 Kiel

Telefax 0431 260926-15
E-Mail central@zaek-sh.de
www.zaek-sh.de

Telefon 0431 260926-0

Abteilung / Dienst Ansprechpartner/in - Durchwahl

Präsident Dr. Michael Brandt
Geschäftsführer Christopher Kamps
                  Assistenz Mareile Klieme

Jette Stolley
-10
-20

Mitgliederverwaltung/Buchhaltung Anja Rathke
Olga Blumberg 

-12
-18

Öffentlichkeitsarbeit Christopher Voges -13

GOZ Daniela Ballesteros 
Mo. – Do. 9.00 – 12.30 Uhr

-50

Praxispersonal
                  ZFA-Ausbildungsverträge 
                  Ausbildungsakquise

Andreas Noffke
Silke Schenk 
Melanie Metze

-60
-61 
-62

Prävention/Jugendzahnpflege/LAJ Geschäftsstelle Melanie Metze -70

Schlichtung/Gutachter/Weiterbildung Sina Hitschler -53

Qualitätsmanagement Dr. Silke Griemsmann
Lars Jung
Rosemarie Griebel

-92
-93
-72

Zahnärztliche Stelle Röntgen Angelika Hagedorn
Lars Jung

-91
-93

Fortbildung – Heinrich-Hammer-Institut

                  Kontakt während der Kurse

Nicole Haltenhof
Karolin Jander
Imke Bergmann

-80
-81
-82
-85

Patientenberatungsstelle Christina Kiencke -26

BuS-Dienst 
                  Kooperation mit externem Partner
                  TECOM Consult  
                  Heinrich-Seidel-Str. 6, 17192 Waren (Müritz)

Telefax 03991 168015
E-Mail infopoststelle@tecomwaren.de

Telefon 03991 168014

Versorgungswerk 

Geschäftsführer Christoph Heuel

                  Stellvertretender Geschäftsführer 
                  Assistenz der Geschäftsführung 

Kapitalanlagen

Mitgliederverwaltung

Finanzbuchhaltung 

Immobilienmanagement

Telefax 0431 260926-45
E-Mail info@vwzaek.de 

Christian Willert
Natali Kalinowski

Mandy Faust
Annette Solty-Ventsch
Julia-Alexandra Berger (Abteilungsleiterin / 
Buchstabe G - K und T - Z)
Tjark Janssen (Buchstabe A - F)
Yvonne Boldt (Buchstabe L - Q)
Annette Albertsen (Buchstabe R - S)

Veronika Petrov  
Birgit Piontek 

Sabine Brülke

Telefon 
0431 260926–Durchwahl

-33
-40

-32
-39

-36
-37
-49
-47

-41 
-48

-44

K O N T A K T  K A M M E R  U N D  V E R S O R G U N G S W E R K

Änderungen vorbehalten. Stand Juni 2026

SO ERREICHEN SIE UNS:

http://www.zaek-sh.de
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